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Einleitung 
Der Arbeitskreis „Runder Tisch Artenschutz“ trifft sich ein- bis zweimal jährlich. Er dient dem Austausch zwischen Vertreterinnen und 
Vertretern von Behörden, Verbänden, Gutachter- und Projektbüros sowie der Wissenschaft über aktuelle Themen im Bereich Natur- 
und Artenschutz. 

Die Teilnahme erfolgt auf persönliche Einladung. Grundidee des Runden Tisches ist es, dass die FA Wind und Solar einem Kreis von 
Fachleuten eine Plattform bietet zum Austausch und zur Diskussion. Themenvorschläge werden vorab eingesammelt und Personen 
aus dem Teilnehmerkreis haben die Möglichkeit, einen Impuls-Vortrag zu halten. Konkret heißt das also: Die Teilnehmenden bestim-
men Inhalt und Ablauf der Veranstaltung. 

Die Treffen beschäftigten sich in den ersten Jahren vor allem mit der gemeinsamen Evaluation von Maßnahmen zur Vermeidung des 
Eintretens von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen bei Windenergieprojekten. In den letzten Jahren haben sich die Rahmen-
bedingungen und Gesetzesgrundlagen hinsichtlich des Artenschutzes wesentlich geändert, insbesondere durch die Novellierung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) im Jahr 2022 sowie die Umsetzung der EU-Notfallverordnung auf Bundesebene durch den 
§ 6 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG). Zudem wurden neue Methoden und Techniken zum Schutz gefährdeter Arten sowie 
zur Beurteilung von Risiken erstellt, die beim Thema Artenschutz zunehmend im Fokus stehen. Von großem Interesse sind auch Er-
gebnisse und Zwischenstände aus laufenden oder abgeschlossenen Forschungsprojekten. 

Das 12. Treffen am „Runden Tisch“ in Kassel fand am 14. Mai 2025 statt. Das Interesse war erneut sehr groß und mit 38 interessier-
ten Personen aus der Fachwelt des Artenschutzes ausgebucht. 

Um die Beiträge und Erkenntnisse für alle verfügbar zu machen, werden diese im Nachgang zur Veranstaltung in einem Rundbrief 
zusammengefasst. Dieser greift die Themen der Veranstaltung auf und dokumentiert den Stand der Diskussionen. 
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Excel-Tool zur Durchführung der modifizierten Artenschutzprüfung 
nach § 6 WindBG 

Dr. Daniel Steckenmesser, Regierungspräsidium Gießen, und Holger Ohlenburg, KNE 
Dr. Daniel Steckenmesser ist Dezernent in der Oberen Naturschutzbehörde des Regierungspräsidiums Gießen. In seiner Funk-
tion ist er insbesondere für die Eingriffsregelung sowie für Fragen des Artenschutzes zuständig. 

Holger Ohlenburg ist seit 2016 als Referent am Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende (KNE) tätig, dessen Aufbau 
er maßgeblich mitgestaltet hat. Dort ist er Teamleiter für Windenergie und stellvertretender Leiter des Bereichs Fachinforma-
tion.  

Im Rahmen seines Vortrags stellt Dr. Steckenmesser ein Excel-Tool vor, das in Hessen zur Unterstützung der modifizierten arten-
schutzrechtlichen Prüfung nach § 6 WindBG entwickelt wurde. 

Zu Beginn blickt er auf die letzten beiden Jahre zurück: Durch die sogenannte Notfallverordnung sowie § 6 WindBG sei das Ziel ver-
folgt worden, die Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen (WEA) zu beschleunigen. Ein wesentlicher Baustein dieser Be-
schleunigung sei der Wegfall der regulären Artenschutzprüfung gemäß § 44b BNatSchG. Stattdessen ist eine modifizierte Prüfung 
nach § 6 WindBG durchzuführen. Dabei dürfen im Rahmen des Artenschutzes keine neuen Untersuchungen oder Kartierungen mehr 
verlangt werden – ein Aspekt, der wesentlich zur Verfahrensbeschleunigung beitrüge. 

Die Ausgangslage für diese modifizierte Prüfung sei jedoch komplex. Dr. Steckenmesser erläutert die rechtlichen Grundlagen, auf 
denen die Prüfung in Hessen basiert: Neben dem BNatSchG und § 6 WindBG seien dies vor allem die hessenspezifische „Verwal-
tungsvorschrift Naturschutz/Windenergie“1 sowie der gemeinsame hessische Erlass „Neuregelungen zur Beschleunigung des Wind-
energieausbaus“2. Letzterer gibt die Durchführung der modifizierten Artenschutzprüfung verbindlich vor. 

Ein zentrales Element seines Vortrags ist ein detailliertes Ablaufschema, das die Prüfungsschritte veranschaulicht; dieses wird im 
Vortrag gezeigt. Die Prüfung selbst sei vielschichtig und bestehe aus zahlreichen Entscheidungsschritten. Zunächst müssten die Vo-
raussetzungen für die Anwendung von § 6 WindBG geprüft werden. Dabei stehen vier Artengruppen im Fokus, für die geeignete Daten 
vorliegen müssten. Fehlten diese, greife unmittelbar die Zahlungspflicht. Lägen geeignete Daten vor, könnten daraus konkrete Maß-
nahmen abgeleitet werden. Diese Maßnahmen müssen geeignet, erforderlich und zumutbar sein – auch dies werde geprüft. Werde 
die Zumutbarkeitsschwelle überschritten, sei eine Priorisierung notwendig, oder man komme ebenfalls zur Zahlungspflicht. Am Ende 
stehen Nebenbestimmungen, in denen Maßnahmen oder Zahlungen festgesetzt werden – wie es auch der gemeinsame Erlass sowie 
der entsprechende BMWK-Erlass vorsieht. 

Das „Herzstück“ der Prüfung bilden die vier Artengruppen, die sich in den Bundesländern unterscheiden können. In Hessen sind  
folgende Gruppen zu berücksichtigen: 

1. Kollisionsgefährdete Vogelarten gemäß Anlage 1 Absatz 1 BNatSchG – bundesweit einheitlich zu prüfen; 

2. störempfindliche Arten nach der hessischen Verwaltungsvorschrift (Anlage 3) – länderspezifisch relevant; 

3. planungsrelevante Arten mit bau- oder anlagenbedingten Risiken – hierunter fallen insbesondere EU-rechtlich geschützte 
Arten; 

4. Fledermäuse – als separate Artengruppe ebenfalls in der Verwaltungsvorschrift definiert. 

Das vorgestellte Excel-Tool diene der strukturierten Durchführung dieser komplexen Prüfung. Es solle die Abläufe standardisieren, 
beschleunigen und gleichzeitig Fehler vermeiden, so Dr. Steckenmesser. Dabei führe es automatisch Daten aus verschiedenen fachli-
chen Quellen zusammen, sodass Sachbearbeitende nicht mehr manuell mehrere Tabellen vergleichen müssten. Das Tool könne auch 
die Zumutbarkeit angeordneter Maßnahmen bewerten, Zahlungsverpflichtungen ermitteln und – falls notwendig – eine Priorisierung 
vornehmen. 

Zum Abschluss demonstriert Dr. Steckenmesser die Funktionsweise des Tools anhand eines konkreten Anwendungsbeispiels. 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
1 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen (2020): Ver-

waltungsvorschrift (VwV) Naturschutz / Windenergie. 
2 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen (2023): Neu-

regelungen zur Beschleunigung des Windenergieausbaus (u.a. Oster- und Sommerpaket, EU-NotfallVO). 

https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente-landesverbaende/Hessen/Downloads/20210121_VwV_2020_Naturschutz-Windenergie.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente-landesverbaende/Hessen/Downloads/20210121_VwV_2020_Naturschutz-Windenergie.pdf
https://landesplanung.hessen.de/sites/landesplanung.hessen.de/files/2024-07/november_2023_gemeinsamer_erlass_hmuklv_hmwevw_neuregelungen_zur_beschleunigung_wea_ausbau.pdf
https://landesplanung.hessen.de/sites/landesplanung.hessen.de/files/2024-07/november_2023_gemeinsamer_erlass_hmuklv_hmwevw_neuregelungen_zur_beschleunigung_wea_ausbau.pdf
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Beispiel: Prüfung der kollisionsgefährdeten Arten nach Anlage 1 Abs. 1 BNatSchG 
Vortrag Dr. Steckenmesser, Folie 5 

Das Excel-Tool basiert auf hinterlegten gesetzlichen Vorgaben und Tabellen und umfasst sowohl die Berechnung der Zumutbarkeit 
artenschutzrechtlicher Maßnahmen als auch eventuell anfallender Ausgleichszahlungen. Ziel sei es, die Stellungnahmen im Geneh-
migungsverfahren zu vereinfachen und zu standardisieren. Das gelinge durch eine strukturierte Erfassung und Bearbeitung sämt- 
licher artenschutzrelevanter Konflikte – für alle vorkommenden Arten, basierend auf Gutachtendaten oder vorhandenen Erfassungen. 
Anders als früher, wo artenschutzfachliche Bewertungen aufwendig argumentativ im Text begründet wurden, würden diese nun  
tabellarisch dokumentiert. In der Regel entstünden so etwa acht Tabellen, die der Stellungnahme als PDF beigefügt würden. Dies 
sorge für Transparenz, Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit – auch im Falle eines gerichtlichen Verfahrens. 

Zugleich werde daran gearbeitet, die erläuternden Texte zum Tool aus der Stellungnahme auszulagern, um diese kompakt zu halten. 
Stattdessen soll ein separater Vermerk mitgeliefert werden, der das Tool erklärt. Die Entwicklung sei in enger Abstimmung mit Juris-
ten erfolgt, die die rechtliche Tragfähigkeit des Tools geprüft hätten. 

Das Tool sei in den letzten zwei Jahren bereits in mehreren Verfahren erfolgreich eingesetzt worden. Rückmeldungen aus der Praxis 
– auch von Antragstellern – seien durchweg positiv gewesen. Zudem sei es vom Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende 
(KNE) validiert worden. Zukünftig solle das Tool weiterentwickelt und an gesetzliche Änderungen angepasst werden – insbesondere 
im Hinblick auf die erwartete Umsetzung der EU-Erneuerbaren-Richtlinie (RED III). 

Holger Ohlenburg schließt mit seinem Input direkt an den vorherigen Vortrag an, da die Thematik in engem Zusammenhang steht. 
Das KNE hat eine Validierung des Excel-Tools zur standardisierten Durchführung artenschutzrechtlicher Prüfungen durchgeführt. 
Festzustellen sei, dass zunehmend Software-Tools für die Beurteilung des Artenschutzes im Kontext von Vorhaben bereitgestellt 
würden, wie beispielsweise jenes der Fachagentur Wind und Solar zur Berechnung der Zumutbarkeit oder ein Tool zur Erstellung des 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrags in Nordrhein-Westfalen (NRW). 

Es sei deutlich zu beobachten, dass solche Tools vermehrt in die behördliche Praxis integriert werden. Darin sähen sie ein großes 
Potenzial, so Ohlenburg, und zwar für eine weitergehende Standardisierung, für die Beschleunigung von Verfahren sowie für eine 
höhere Transparenz und Nachvollziehbarkeit behördlicher Entscheidungen. Besonders im Kontext steigender Antragszahlen und vor 
dem Hintergrund künftig verkürzter behördlicher Prüffristen sei das von besonderer Relevanz. 

Vor diesem Hintergrund sei es Ziel gewesen, das Excel-Tool im Hinblick auf die modifizierte Artenschutzprüfung zu untersuchen – 
und zwar unter Einhaltung der aktuellen bundes- und landesspezifischen Vorgaben. Zudem sollte geprüft werden, inwiefern die mit 
dem Tool verbundenen Potenziale tatsächlich realisiert werden könnten – soweit dies in einem theoretischen Rahmen möglich sei. 

Das Tool sei ihnen vom Regierungspräsidium Gießen ausführlich vorgestellt worden, und zwar ausführlicher, als es heute in der Ver-
anstaltung möglich sei. Anschließend hätten sie vom KNE die Prüfung anhand eines nicht vorhabenbezogenen Fallbeispiels durchge-
führt. Dabei seien die einzelnen Tabellenblätter hinsichtlich ihrer Struktur und der Vollständigkeit der Umsetzung der geltenden Vor-
gaben untersucht worden – insbesondere im Hinblick auf die Vollzugsempfehlungen zu § 6 WindBG auf Bundesebene sowie die ein-
schlägigen Kapitel der Verwaltungsvorschrift 2020 und den Erlass zu den Beschleunigungsregelungen von 2023 auf Landesebene 
(Hessen). 

Soweit möglich, hätten sie auch die Funktionalität des Tools überprüft – also die hinterlegten Rechenformeln, Wenn-Dann-Logiken 
und Automatisierungen, die den Prüfprozess erleichtern und beschleunigen sollen. Ergänzungsbedarfe sowie mögliche Fehlerquellen 
seien ebenfalls identifiziert worden, wobei diese erfreulicherweise nur in geringem Maße aufgetreten wären. 

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden in einem umfassenden Prüfbericht dokumentiert, ergänzt durch einen kompakten Kurz- 
bericht. Dieser sei dem Regierungspräsidium Gießen zur Verfügung gestellt und in einer gemeinsamen Videokonferenz besprochen 
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worden. Der Kurzbericht sei auch auf der Internetseite des KNE abrufbar3. Allerdings sei zu beachten, dass sowohl das Tool selbst als 
auch viele der darin umgesetzten Regelungen sehr spezifisch für Hessen sind. Ein direkter Nutzen für Personen oder Behörden au-
ßerhalb Hessens ist daher nur eingeschränkt gegeben. 

Die Prüfung habe ergeben, dass die relevanten Bundes- und Landesvorgaben durch das Tool insgesamt adäquat und pragmatisch 
umgesetzt worden seien – auch in Bereichen, in denen die rechtlichen Vorgaben derzeit noch lückenhaft sind. Es zeigten sich nur 
vereinzelt Korrektur-, Ergänzungs- oder Klarstellungsbedarfe, so Ohlenburg. So ließe sich das Tool beispielsweise hinsichtlich der 
Bewertung von Ansammlungen ergänzen, damit auch diese geprüft werden könnten. Ebenso könnte der Priorisierungsschritt erwei-
tert werden, um neben der windabhängigen Abschaltung auch weitere fachlich anerkannte Schutzmaßnahmen einzubeziehen. Dar-
über hinaus hätten sie angeregt, im Tool klarzustellen, dass ein Entfall von Ausgleichszahlungen in das Artenhilfsprogramm (AHP) nur 
dann möglich sei, wenn eine hinreichende Vermeidung gewährleistet ist. 

Abschließend ließe sich sagen, dass durch den Einsatz des Tools eine Standardisierung und Beschleunigung der Bearbeitung arten-
schutzrechtlicher Prüfungen erreicht werden kann. Noch besser ließe sich das natürlich aus der Praxis beurteilen – und erste Erfah-
rungen zeigten, dass Verfahren tatsächlich deutlich beschleunigt werden konnten. Auch die Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
behördlicher Entscheidungen ließe sich durch den Einsatz des Tools verbessern. 

Das Fazit des KNE laute daher, dass einer hessenweiten Anwendung des Tools nichts im Wege stehe. Sollte es über Hessen hinaus 
eingesetzt werden, wären jedoch entsprechende Anpassungen erforderlich – insbesondere aufgrund der hessenspezifischen Arten-
listen und der landesspezifischen Regelungen zur Abschaltung von Windenergieanlagen. 

Fragen und Diskussion 
Auf die Frage, ob es geplant sei, dieses Tool auch landesweit in Hessen einzusetzen, antwortet Dr. Steckenmesser, dass ursprünglich 
eine hessenweite Anwendung vorgesehen war, diese sich jedoch bislang nicht durchgesetzt habe. Stattdessen verfolgten die drei 
hessischen Regierungspräsidien derzeit unterschiedliche Ansätze. Zwar finde monatlich ein Austausch zwischen den Regierungs- 
präsidien statt, in dem das Tool ebenfalls vorgestellt wurde, doch eine einheitliche landesweite Umsetzung sei bislang nicht erfolgt. 

Eine Teilnehmerin berichtet, sie sei zunächst skeptisch gewesen, sehe jedoch nach der Vorstellung des Tools dessen Potenzial – ins-
besondere mit Blick auf die Umsetzung der RED III-Richtlinie sowie § 45b BNatSchG.  

Das Tool biete in der Tat eine Möglichkeit zur strukturierten Dokumentation und Bearbeitung artenschutzrechtlicher Konflikte, so 
Dr. Steckenmesser, auch über das Auslaufen von § 6 WindBG am 30.6.2025 hinaus. Anträge, die bis dahin eingingen, würden natür-
lich weiterhin mit dem Tool bearbeitet. Derzeit sei die Nutzung des Tools auf Vorhaben im Zuständigkeitsbereich des Regierungs- 
präsidiums Gießen beschränkt. Eine öffentlich herunterladbare Version existiere aktuell nicht, jedoch sei geplant, eine Version zu 
entwickeln, die an Antragsteller bzw. Gutachter ausgegeben werden kann. Ziel sei es, dass Gutachter das Tool selbstständig ausfüll-
ten und die Behörde lediglich die Stellungnahme ergänzten. Diese Version würde dann auf Anfrage herausgegeben werden. 

Angesprochen wird auch die Möglichkeit, das Tool auf Bundesebene, etwa im Rahmen der Umweltministerkonferenz, einzubringen, 
und zwar möglichst frühzeitig, da ja eine Umsetzung etwas dauern würde. Da das Tool bereits durch das KNE geprüft worden sei – ein 
Schritt in Richtung Validierung –, wäre es ja prädestiniert für eine breitere Anwendung. Bislang sei dieser Schritt nicht konkret ver-
folgt worden, so die Antwort, es bestehe jedoch ein regelmäßiger Austausch mit dem Ministerium, wodurch auch der Kontakt zum 
KNE entstanden sei. 

In der Diskussion wird betont, dass ähnliche Ansätze auch in anderen Bundesländern verfolgt werden, insbesondere in NRW. Ein 
überregionaler Austausch zu Synergien und Weiterentwicklungen sei daher wünschenswert. 

Zur technischen Anwendung des Tools wird erläutert, dass als Datengrundlage sowohl die vom Antragsteller eingebrachten Kartie-
rungen, die ja in den meisten Projekten noch durchgeführt würden, als auch zusätzliche Daten vom Hessischen Landesamt für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) verwendet würden. In die Bewertung fließe zudem die Betroffenheit von Flächen bzw. Le-
bensräumen und Habitaten mit ein. Wenn eine gute Datengrundlage vorliege – etwa in Form von Prüfbögen oder einem Artenschutz-
fachbeitrag –, könne sich die Behörde darauf stützen und die Einschätzung des Gutachters übernehmen. In diesem Fall würde der 
Beitrag im Tool verlinkt, und die vorgeschlagenen Maßnahmen würden übernommen. Lägen jedoch keine ausreichenden Daten vor 
oder bewerte die Behörde die Lage anders als der Gutachter, müsse sie die Betroffenheit selbst einschätzen und geeignete Maßnah-
men ableiten. Das gestalte sich deutlich schwieriger. 

Auf die Frage zur Vorgehensweise bei der Priorisierung zwischen den unterschiedlichen Arten antwortet Dr. Steckenmesser, dass die 
Hauptmaßnahmen, die in die Bewertung der Zumutbarkeit eingingen, insbesondere Abschaltungen seien – sowohl für 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
3 KNE (2024): Validierung des Tools zur modifizierten artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 6 WindBG des Regierungspräsidiums Gießen. https://www.naturschutz-energie-

wende.de/download/validierung-des-tools-zur-modifizierten-artenschutzrechtlichen-pruefung-nach-%c2%a7-6-windbg-des-regierungspraesidiums-gies-
sen/?tmstv=1753170274  

https://www.naturschutz-energiewende.de/download/validierung-des-tools-zur-modifizierten-artenschutzrechtlichen-pruefung-nach-%c2%a7-6-windbg-des-regierungspraesidiums-giessen/?tmstv=1753170274
https://www.naturschutz-energiewende.de/download/validierung-des-tools-zur-modifizierten-artenschutzrechtlichen-pruefung-nach-%c2%a7-6-windbg-des-regierungspraesidiums-giessen/?tmstv=1753170274
https://www.naturschutz-energiewende.de/download/validierung-des-tools-zur-modifizierten-artenschutzrechtlichen-pruefung-nach-%c2%a7-6-windbg-des-regierungspraesidiums-giessen/?tmstv=1753170274
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windenergiesensible Vogelarten als auch für Fledermäuse. Diese führten in der Regel zu den größten wirtschaftlichen Einbußen. Im 
Tool könnten dann Priorisierungen vorgenommen und z. B. Abschaltzeiträume angepasst werden. Ziel sei es, eine zumutbare Balance 
zwischen Artenschutz und Projektumsetzung zu erreichen. 

Standardisierte, artenspezifische Vermeidungsmaßnahmen seien im Tool hinterlegt. Bei Vorliegen eines Landschaftspflegerischen 
Begleitplans (LBP) könnten Maßnahmen aus diesem direkt eingebunden werden. Die Auswahl erfolge über eine verknüpfte Maßnah-
menliste innerhalb des Tools. 

Zur Priorisierung zwischen Maßnahmen für unterschiedliche Arten – etwa zwischen Fledermausschutz und Abschaltungen für den 
Rotmilan, einer Verantwortungsart – werde eine fachliche Abwägung vorgenommen. Kriterien seien unter anderem der Erhaltungszu-
stand der jeweiligen Art. In der Praxis könne dies bedeuten, dass z. B. einzelne Monate aus der Abschaltpflicht herausgenommen 
würden, um unter der Zumutbarkeitsschwelle zu bleiben. 

Insgesamt wird das Tool als hilfreiches Instrument zur standardisierten Bewertung und Dokumentation artenschutzrechtlicher Anfor-
derungen bei Windenergievorhaben eingeschätzt. Eine breitere Anwendung und ein verstärkter Austausch über Landesgrenzen hin-
weg sei wünschenswert. 

Das NRW-Methodenkonzept zur Umsetzung des Artenschutzes 
nach der RED III 

Dr. Ernst-Friedrich Kiel, MUNV NRW 
Dr. Ernst-Friedrich Kiel ist seit 2008 im Umweltministerium des Landes Nordrhein-Westfalen tätig und seit 2010 Referatsleiter 
in der Naturschutz-Abteilung. Dort befasst er sich unter anderem mit den Themen Artenschutz und Natura 2000. Zu seinen 
zentralen Aufgaben zählen die Entwicklung verwaltungsinterner Vorschriften, fachlicher Leitfäden sowie Fachinformations-
systeme zum Arten- und Habitatschutz – unter anderem auch für die Windenergieplanung. 

Es sei noch nicht klar, ob die EU-Richtlinie RED III so umgesetzt werde, wie von der ehemaligen Bundesregierung geplant, deshalb 
seien die bislang getroffenen Maßnahmen zunächst nur unter Vorbehalt zu betrachten, so Dr. Kiel. NRW habe sich jedoch schon früh-
zeitig, als die RED III lediglich im Entwurf vorlag, mit den möglichen Anforderungen befasst. So hätte es bereits Anfang des Jahres 
2023 aus dem NRW-Wirtschaftsministerium eine Anfrage an das Umweltministerium gegeben, die sich mit den Möglichkeiten der 
Bewertung des Artenschutzes im Kontext sogenannter Beschleunigungsgebiete für die Regionalplanung beschäftigte.  

Ziel war es, Aussagen zu möglichen Umweltwirkungen in den Beschleunigungsgebieten treffen zu können – auch im Hinblick auf spä-
tere immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren. Dabei sollte geprüft werden, auf welche Weise sich bescheinigen ließe, 
dass in einem Beschleunigungsgebiet keine erheblichen Umweltauswirkungen hinsichtlich des Artenschutzes zu erwarten seien. 
Gleichzeitig sollten anerkannte Schutzmaßnahmen im Plan verbindlich aufgenommen werden – und dies in einem möglichst einfa-
chen Verfahren. Eine zentrale Bedingung sei dabei der Ausschluss von NATURA 2000-Gebieten und Naturschutzgebieten gewesen. 
Dies habe sich rückblickend als sehr vorteilhaft erwiesen, da auf diese Weise viele potenzielle Konflikte und Herausforderungen von 
vornherein ausgeschlossen werden konnten. 

Eine besondere Herausforderung habe die grobe Maßstabsebene (1:50.000) dargestellt, wodurch große Flächen – bis hin zu Hunder-
ten Hektar – betrachtet werden mussten, ohne dass bereits konkrete Standorte für Windenergieanlagen und deren Beschaffenheit 
(Grünland, Acker etc.) bereits bekannt waren. Gleichzeitig musste der Artenschutz vollständig „abgearbeitet“ werden, sowohl hin-
sichtlich der betriebsbedingten als auch der bau- bzw. anlagenbedingten Wirkungen, und das zugleich für alle artenschutzrechtlich 
relevanten Arten und nicht nur für die windenergieempfindlichen Arten. Des Weiteren sollten ausschließlich vorhandene Daten ge-
nutzt und auf zusätzliche Kartierungen verzichtet werden. 

Inzwischen ist die Fortschreibung der Regionalpläne in NRW weit fortgeschritten, so Dr. Kiel. Die noch fehlenden Planungsbereiche 
werden voraussichtlich bis zur Sommerpause 2025 abgeschlossen sein. In einem nächsten Schritt erfolgt dann die Umsetzung auf 
kommunaler Ebene sowie im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren – ein komplexes, aber hochinteressantes Thema. 

Für die nordrhein-westfälischen Beschleunigungsgebiete wurde ein Prüfschema entwickelt, das eine zügige Bewertung der Arten-
schutzaspekte ermöglicht. Die Regionalplanungsbehörden könnten dabei eigenständig entscheiden, ob sie zusätzliche naturschutz-
fachliche Kriterien berücksichtigen; das Umweltministerium könne dazu lediglich Fachvorschläge unterbreiten.  

Eine zügige Entscheidung konnte getroffen werden, wenn der Windenergiebereich außerhalb von Schutzgebieten bzw. verfahrenskri-
tischen Vorkommen liegt – dann sei eine Darstellung als Windenergie-Beschleunigungsgebiet grundsätzlich möglich.  
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Die Arbeitshypothese sei bestätigt worden: Vermutlich alle bisherigen Windenergiegebiete eigneten sich auch als Beschleunigungs-
gebiete. Diese sollen flächendeckend in den Regionalplänen dargestellt werden – in drei Planungsregionen sei dies bereits erfolgt. 

Die NRW-Methodik basiert auf einer langjährig erprobten, NRW-spezifischen Vorgehensweise. Die Landesfläche von NRW ist in soge-
nannte Messtischblatt-Quadranten (MTBQ) mit einer Größe von ca. 5x5 km unterteilt. Innerhalb dieser Rasterzellen werden vorhan-
dene, fundpunktgenaue Artendaten aggregiert. Präsenznachweise werden bis zu 15 bis 20 Jahre zurückreichend berücksichtigt – 
bewusst weiter zurück als die oft zitierten fünf Jahre, um eine umfassende Absicherung zu gewährleisten. 

Insgesamt umfasst das System rund 1.200 MTBQ mit etwa 52.000 Artvorkommens-Nachweisen – ein Viertel des theoretisch mögli-
chen Wertes. Die Datenbasis werde kontinuierlich aktualisiert. Rund 73 Prozent der Nachweise stammten aus den letzten zehn Jah-
ren, 17 Prozent aus den letzten fünf Jahren. 

Die „planungsrelevanten Arten“ umfassen windenergieempfindliche sowie europarechtlich geschützte Arten, z. B. auch Kammmolch, 
Zauneidechse oder diverse Vogelarten. Werden die Vorkommen aller rund 200 relevanten Arten übereinandergelegt, lassen sich für 
jedes MTBQ spezifische Artenlisten erzeugen. Zugleich lassen sich für diese Vorkommen artspezifische Bewertungen getrennt nach 
verschiedenen Lebensraumtypen (z. B. Acker, Grünland, Wald) vornehmen. Dabei wird auch unterschieden, ob es sich um Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten oder lediglich um Nahrungshabitate der jeweiligen Arten handelt. Ein besonderer Vorteil dieser Methode sei, 
dass die Auswertungen ohne zusätzliche Kartierungen erfolgen können und eine schnelle Bearbeitung auf regionalplanerischer Ebene 
möglich ist. 

Die Methode ist an einigen exemplarisch Gebieten getestet worden, u. a. am Beispiel eines Windenergiegebietes im Kreis Borken, das 
Dr. Kiel in seinem Vortrag vorstellt. Es habe sich gezeigt, dass die Daten der MTBQ sehr vollständig und qualitativ hochwertig seien, 
sodass eine für den Landschaftsraum plausible Artenliste für das Windenergiegebiet erstellt werden konnte. Diese umfasse alle Ar-
ten, die dort in den relevanten Lebensräumen zu erwarten seien. Auf Genehmigungsebene betrifft dies regelmäßig aber nur ein deut-
lich kleineres Artenkollektiv, je nach Standort der einzelnen Anlage. Für die Regionalplanung müsse hingegen eine Bewertung für das 
gesamte Gebiet erfolgen, sodass diesbezüglich die vollständige Artenliste für das jeweilige Beschleunigungsgebiet zu betrachten sei. 

Eine weitere Herausforderung habe darin bestanden, aus der Artenliste geeignete Maßnahmen abzuleiten, die dann Teil des Plans für 
das gesamte Gebiet würden und im Einzelfall auf die Genehmigungsverfahren heruntergebrochen werden können. Ein erster Schritt 
war hierfür das zuvor beschriebene Herausfiltern der windenergieempfindlichen Arten sowie der sonstigen europarechtlich ge-
schützte Arten. Letztere werden in Gilden – nach Arten mit ähnlicher Lebensweise und vergleichbaren Lebensraumansprüchen – 
zusammengefasst. Bei 120 Testgebieten konnten auf diese Weise plausible und nachvollziehbare Artenlisten erzeugt werden. 

In einem weiteren Arbeitsschritt wird für die Artenliste eines jeden Beschleunigungsgebietes eine gebietsbezogene Habitatpotenzial-
analyse durchgeführt. Dabei lässt sich – je nach Status der Arten – prognostizieren, ob betriebsbedingte und bau-/anlagebedingte 
(von windenergieempfindlichen Arten) sowie nur bau-/anlagebedingte Beeinträchtigungen (von sonstigen geschützten Arten) mög-
lich seien. Daraus lässt sich für jedes Beschleunigungsgebiet abschließend ein spezifisches Maßnahmenkonzept entwickeln, das 
zwischen windenergieempfindlichen und sonstigen geschützten Arten differenziert und entsprechende, standardisierte Maßnahmen, 
z. B. aus dem Methodenhandbuch Artenschutzprüfung NRW, beinhaltet. 

Im nachgelagerten immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren für die einzelnen WEA wäre dann zu prüfen, ob einzelne 
Arten – beispielsweise der Kiebitz – tatsächlich auch am konkreten Standort vorkämen. Nach dem NRW-Konzept ist die Eingriffsrege-
lung im Genehmigungsverfahren weiterhin anzuwenden, die „klassische“ Artenschutzprüfung hingegen nicht. Im Rahmen der Ein-
griffsregelung lassen sich dann auch die bis zu fünf Jahre alten Kartierdaten zugrunde legen, mit denen man dann die Regelvermu-
tungen aus der Umweltprüfung für das Beschleunigungsgebiet („Vorkommen einer Art“ sowie „Notwendigkeit von Maßnahmen“) 
widerlegen könne. Alternativ lässt sich dies auch über die Eignung/Nichteignung des WEA-Standortes als Lebensraum der Arten mit-
tels einer Inaugenscheinnahme vor Ort durch eine fachkundige Person (Gutachter) erledigen. Auf diese Weise lassen sich dann für 
das konkrete Genehmigungsverfahren die endgültig erforderlichen Maßnahmen für den einzelnen WEA-Standort und die Nebenanla-
gen festlegen. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen gewährleisten, dass keine Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Ver-
bote entstehen.  

Im Ergebnis geht die Landesregierung NRW davon aus, dass mit der neuen NRW-Methodik zur Ausweisung von WEA-Beschleuni-
gungsgebieten und zur Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die zukünftigen Planungs- und Geneh-
migungsverfahren erheblich vereinfacht werden. Das Konzept sei zudem konsistent mit bisherigen Ansätzen in NRW, sodass eine 
rechtssichere Anwendung, auch vor den Verwaltungsgerichten, erwartet würde. 

Zum Abschluss demonstriert Dr. Kiel das digitale Tool in Echtzeit. Nach Eingabe grundlegender Informationen (Institution, Adresse, 
Shape-Datei des Gebiets) generiert das System in unter 60 Sekunden und zudem kostenfrei einen Artenschutz-Fachbeitrag für das 
betreffende WEA-Beschleunigungsgebiet. Die zugrundeliegende Methode sei auch bundesweit übertragbar. Das Tool bilde die Basis 
für die Textfassung zum Modul B des NRW-Leitfadens. 
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Aktuell werde das Tool um eine Anwendung für die Durchführung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren weiter-
entwickelt, so Dr. Kiel. In diesem Kontext soll zukünftig auch eine Aktualitätsprüfung der Daten („Screening“) sowie eine standort-
spezifische Auswertung möglich sein: Dabei würden die geplanten Standorte, Anlagentypen und weitere Parameter in das Tool einge-
geben, das anschließend eine aktualisierte Artenliste für das jeweilige Beschleunigungsgebiet und die konkreten WEA-Standorte 
erzeugt. Die daran anschließende Widerlegung der Regelvermutungen („Vorkommen einer Art“ sowie „Notwendigkeit von Maßnah-
men“, s. o.) bleibe eine gutachterliche Aufgabe. Dazu könnten Kartierdaten hinzugezogen werden, es reiche jedoch auch die Inaugen-
scheinnahme vor Ort aus. Das System würde dann für das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren nicht nur ein Fach-
gutachten erzeugen, welches vom Fachgutachter widerspruchsfrei in das Verfahren eingebracht würde, sondern es würden gleichzei-
tig auch die Nebenbestimmungen für die Immissionsschutzbehörde erzeugt. Diese Weiterentwicklung solle etwa im Sommer 2025 
abgeschlossen sein. 

 

Abbildung: Prüfschema: Beschleunigungsgebiete / Artenschutz 
Vortrag Dr. Kiel, Folie 3 

Fragen und Diskussion 
In der Diskussion geht es zunächst um den Umgang mit unterschiedlich alten Daten, also solchen, die 5, 10 oder 15 Jahre alt sind, 
bei der automatisierten Auswertung im Rahmen des vorgestellten Tools. Dr. Kiel geht davon aus, dass das Alter der Daten für die 
vorgesehene Nutzung keine entscheidende Rolle spielt und auch ältere Daten in der Regel für den benötigten Zweck geeignet seien. 
Man verfolge dabei einen vorsorglichen Ansatz, da selbst bei bekannten Vorkommen immer auch angrenzende Flächen in Betracht 
gezogen werden sollten. Eine gewisse „Grobheit“ in der Betrachtung sei daher im Sinne des Populationsansatzes geradezu beabsich-
tigt und sinnvoll. 

Zum Ausschluss der Regelvermutung erklärt Dr. Kiel, dass das Tool für jede Art und jeden Lebensraum spezifische Auswahlkriterien 
biete, die man über ein Menü auswählen könne, je nachdem, wie plausibel das Vorkommen der jeweiligen Art im jeweiligen Gebiet 
sei. Als Beispiel nennt er Grünland, das nicht automatisch für den Kiebitz geeignet sei. Hier spiele Fachwissen eine zentrale Rolle – 
etwa durch Vor-Ort-Begehungen oder gezielte Abfragen. Diese fachliche Prüfung bleibe Aufgabe von Gutachtern, das Tool ersetze 
jedoch Kartierungen, die zukünftig nicht mehr erforderlich seien. 

Ein weiterer Diskussionspunkt ist die Relevanz des Datenalters auf der Genehmigungsebene – insbesondere im Kontext der Umset-
zung der RED III-Richtlinie und dem § 6 WindBG. Es wird angemerkt, dass hier das Alter der Daten durchaus relevant sei. Die Behör-
den müssten zudem prüfen, ob ihnen zusätzliche, nicht im Tool erfasste Daten – etwa aus Kartierungen – vorlägen. Hierzu ermöglicht 
das Tool die Eingabe zusätzlicher Daten, da man in NRW keine parallelen Strukturen aufbauen wolle, so Dr. Kiel. In NRW gelte der 
Grundsatz: Alle relevanten Daten sollen im System enthalten sein; externe Recherchen seien nicht vorgesehen. 

Hinsichtlich der Beschleunigungsgebiete zeige man sich rechtlich entspannt bzgl. der älteren Daten. Im Rahmen der aktuellen Kon-
zeption auf Bundesebene sei das NRW-Tool in der Gesetzesbegründung zur Umsetzung der RED-Vorgaben bereits erwähnt worden.  

Ein Teilnehmer lobt das Modul in NRW und hält die bisherigen Anforderungen im Artenschutz für übertrieben. Ziel sei es nun, zwei 
Prozent der Landesfläche für Windenergie nutzbar zu machen – ohne dabei FFH- oder Naturschutzgebiete zu belasten. Es müsse 
darauf geachtet werden, dass auf diesen ausgewiesenen Flächen auch ausreichend Strom produziert werden könne. Andernfalls 
müsse man mehr Windenergieanlagen errichten, um den gleichen Ertrag zu erzielen. Gleichzeitig müsse man sich der möglichen Er-
tragsminderung durch Abschaltungen bewusst sein. Artenschutz solle künftig gezielter auf bestimmte Gebiete konzentriert und dort 
auch finanziell unterstützt werden. Es wird zudem der Wunsch geäußert, bundesweit ein einheitliches Tool zu etablieren. 
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Ein weiterer Punkt ist die Zumutbarkeitsberechnung und mögliche Ausgleichszahlungen – diese Funktion sei im Tool derzeit nicht 
enthalten, könne aber nachträglich ergänzt werden. Aus Sicht der Betreiber wird betont, dass Wirtschaftlichkeit eine wichtige Rolle 
spiele. Es könne durchaus sinnvoll sein, eigene Daten zu erheben – etwa für eine bessere Platzierung der Anlagen (Micrositing) oder 
zur Nutzung anderer Maßnahmen.  

Es wird gefragt, ob mit der Genehmigung keine weiteren Daten mehr eingebracht werden könnten. Die Antwort lautet, dass dies kor-
rekt sei: Bis zur Genehmigung sei alles offen, danach sei „der Sack zu“. Vorhandene Kartierungen würden zwar berücksichtigt, das 
Verfahren funktioniere aber auch ohne neue Kartierungen. 

Abschließend bietet Herr Dr. Kiel an, gerne auf Rückfragen zu antworten, und weist darauf hin, dass das Land NRW das Tool auf An-
frage gerne auch anderen Bundesländern vorstellen und bei Interesse zur Verfügung stellen könne. 

Rechtsprechungsüberblick zur Artenschutzprüfung bei  
Windenergieanlagen 

Jan Sereda-Weidner, Universität Kassel 
Jan Sereda-Weidner promoviert seit Juni 2022 zu den Anforderungen des Naturschutzrechts an eine nachhaltige Forstwirt-
schaft. Aktuell ist er als Lehrbeauftragter für Naturschutzrecht an der Universität Kassel sowie für Umweltrecht an der Hoch-
schule Fulda tätig. Zudem ist er Stipendiat der Heinrich-Böll-Stiftung. 

In seinem Vortrag gibt Jan Sereda-Weidner einen Überblick über aktuelle Entwicklungen in der Rechtsprechung bei der Anwendung 
des besonderen Artenschutzrechts auf Windenergieanlagen (WEA). Im Zentrum des Vortrags steht die Frage, ob § 45b BNatSchG das 
gesetzgeberische Ziel erreicht hat, durch die Einführung eines bundeseinheitlichen Standards zur Ermittlung und Bewertung des Kol-
lisionsrisikos bei Brutvögeln behördliche und gerichtliche Verfahren zu beschleunigen. Die gesetzliche Regelung der Ermittlung und 
Bewertung binde nämlich Behörden und Gerichte, sodass die Verfahren von der fachlichen Frage nach dem Stand der Wissenschaft 
bestimmter Ermittlungs- und Bewertungsmethoden befreit sind und die Verfahren sich dadurch beschleunigen. 

Zur methodischen Vorgehensweise hat Herr Sereda-Weidner die Rechtsprechung zu § 45b BNatSchG drei Kategorien zugeordnet: 

1. Rechtsfragen, die durch die BNatSchG-Novelle gelöst wurden – und wie die Gerichte damit umgehen. 

2. Fragen, die durch die Novelle offengelassen wurden – und wie Gerichte diese ungeklärten Punkte behandeln. 

3. Neue Rechtsfragen, die sich trotz gesetzlicher Standardisierung ergeben haben. 

Anhand dieser drei Kategorien sei geprüft worden, ob eine rechtliche Vereinfachung oder Verfahrensbeschleunigung tatsächlich ein-
getreten ist.  

Zur Einordnung wird zunächst der grundsätzliche artenschutzrechtliche Rahmen dargestellt, so Sereda-Weidner. Grundlage seien die 
Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG: das Tötungsverbot, das Störungsverbot und das Verbot der Zerstörung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten. Diese Verbote würden durch § 44 Abs. 5 BNatSchG bzgl. baulicher Anlagen in bestimmten Fällen 
modifiziert. So greife beim Tötungsverbot eine Privilegierung: Eine Tötung durch eine WEA stelle nur dann einen Verstoß dar, wenn 
das Risiko durch die Anlage erhöht sei – denn, so die Intension des Gesetzgebers, es bestehe für Tiere ein grundsätzliches Risiko, in 
Natur und Landschaft an menschlichen Anlagen zu sterben. Dass ein Vogel an einer WEA ums Leben kommt, genüge also nicht auto-
matisch für einen Verstoß. 

Für das Störungsverbote gebe es keine Privilegierung. Anders wiederum beim Verbot, Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu zerstören. 
Dieses ist in § 44 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 BNatSchG geregelt: Wenn die ökologische Funktion der betroffenen Stätte im unmittelbaren Be-
reich erhalten bleibt, liegt kein Verstoß vor. Praktisch bedeute das beispielsweise bei Fledermäusen, dass der Verlust einer einzelnen 
Baumhöhle nicht automatisch einen Verstoß darstelle, sofern alternative Lebensstätten im Umfeld bestehen, auf die die Tiere aus-
weichen können. 

Die artenschutzrechtlichen Pflichten seien als Genehmigungsvoraussetzung zu erfüllen, und dies würde durch die Behörde geprüft, 
oder es erfolge eine nachträgliche Anordnung. In diesem Zusammenhang sei eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) von 20234 von Bedeutung. Diese stelle klar, dass auch nachträglich aufgetretene Konflikte – etwa, wenn sich geschützte 
Arten erst nach der Genehmigung einer WEA ansiedelten – von den Naturschutzbehörden aufgegriffen und durchgesetzt werden 
dürften. Zwar sei die Immissionsschutzbehörde im Genehmigungsverfahren zuständig, doch nachträgliche Entwicklungen könnten 
_____________________________________________________________________________________________________________ 
4 BVerwG, 19.12.2023 – 7 C 4.22 https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BVerwG&Datum=31.12.2222&Aktenzeichen=7%20C%204%2E22  

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BVerwG&Datum=31.12.2222&Aktenzeichen=7%20C%204%2E22
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von der Naturschutzbehörde berücksichtigt werden, sofern das betroffene Tier zum Zeitpunkt der Genehmigung noch nicht anwe-
send gewesen sei. Auch wenn hinsichtlich der Zugriffsverbote mittlerweile viele Fragen in der Rechtsprechung geklärt seien, bestün-
den an verschiedenen Stellen noch Unklarheiten – vor allem bei der Bewertung des Meideverhaltens störempfindlicher Vogelarten. 

Ein wichtiges Beispiel sind etwa die Fälle, in denen Windenergieanlagen zu einem Meideverhalten führten und Vögel dadurch ge-
schützte Lebensstätten aufgeben. Dies beträfe dann gleich zwei Verbotstatbestände: das Störungsverbot sowie das Verbot der Zer-
störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten. Am Beispiel der Waldschnepfe – deren Balzrufe durch die Geräusche einer WEA über-
tönt werden – zeige sich, wie eine Lebensstätte faktisch unbrauchbar werden könne. So prüfe das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
NRW beim Mornellregenpfeifer regelmäßig beide Verbotstatbestände – der Mornellregenpfeifer gibt aufgrund seines Meideverhal-
tens gegenüber vertikalen Strukturen wie Windenergieanlagen in der Landschaft Rastplätze auf. Das OVG NRW stellte in seinen Ent-
scheidungen fest, dass die Bezeichnung als FCS- oder CEF-Maßnahme keine Rolle spiele, wenn die Maßnahme im Ergebnis dazu 
führe, dass es zu keinem Verlust von Lebensstätten komme. 

Eine interessante Entscheidung hierzu stamme auch vom OVG Greifswald in Mecklenburg-Vorpommern. Das Gericht kam bzgl. Zug-
vogelarten zu dem Ergebnis, dass diese den Begriff der lokalen Population gar nicht erfüllen. Das Störungsverbot sei so formuliert, 
dass nur erhebliche Störungen verboten seien; Voraussetzung sei, dass sich der Erhaltungszustand der lokalen Population ver-
schlechtere. Da beim Zuggeschehen der räumliche Begriff für eine lokale Population nicht erfüllt wäre, sei das Störungsverbot nicht 
anwendbar. Diese Sichtweise stehe im Widerspruch zu der bisherigen Linie anderer Gerichte, wonach auch Zugvogelvorkommen un-
ter das Störungsverbot fallen. Ob sich diese Entscheidung durchsetzen wird, bliebe offen, so Sereda-Weidner – sie sei noch jung und 
stehe im Widerspruch zur herrschenden Rechtsprechung. 

Eine weitere Frage sei, welche Vogelarten überhaupt zu erfassen sind. Weder das BImSchG noch die Verwaltungsverfahrensgesetze 
der Länder noch das BNatSchG würden das konkret definieren. Zwar sei die Behörde verpflichtet, den für die Entscheidung relevan-
ten Sachverhalt zu ermitteln, doch was darunter konkret fällt, sei unklar. Das BVerwG habe deshalb für das Naturschutzrecht festge-
stellt: Grundsätzlich sei eine Begehung vor Ort erforderlich, ergänzt durch Fachliteratur. Wo Informationen fehlten, könne auch eine 
Worst-Case-Annahme getroffen werden – also das Unterstellen des Vorkommens bestimmter Arten. 

Zur weiteren Konkretisierung dienten Verwaltungsvorschriften, behördliche Leitfäden und wissenschaftliche Fachkonventionen – wie 
etwa die Brutvogelkartierung nach Südbeck et al.5 Problematisch dabei sei: Diese Hilfsmittel hätten keine Bindungswirkung für Ge-
richte. Zwar seien Behörden an Verwaltungsvorschriften gebunden, Gerichte jedoch nicht. In der Praxis bedeute das: Es hänge stark 
davon ab, ob ein Gericht eines dieser Dokumente für fachlich vertretbar halte und damit als Entscheidungsgrundlage akzeptiere. Das 
erschwere die Rechtsanwendung und führe zu Unsicherheiten. 

Ähnlich verhalte es sich mit der Bewertung von Beeinträchtigungen. So ließe sich z. B. bei Arten wie dem Mornellregenpfeifer, der 
vertikale Strukturen meidet, nicht ohne Weiteres sagen, wann eine relevante Störung vorliege. Hier bedürfe es wissenschaftlicher 
Einschätzungen. Gesetzlich sei lediglich allgemein von „Störung“ die Rede. Die notwendige Konkretisierung erfolge wiederum über 
Verwaltungsvorschriften, Leitfäden und Fachkonventionen – die aber, wie erwähnt, nicht verbindlich seien. Solange es an gesetzlich 
normierten Bewertungsmaßstäben fehle, bliebe die Praxis von rechtlicher Unsicherheit geprägt. Und da setze dann die BNatSchG-
Novelle von 2022 an. 

Ein zentrales Element der gesetzlichen Regelung sei die Liste kollisionsgefährdeter Vogelarten, deren abschließender Charakter zwar 
vom Gesetzgeber gewollt war, aber nicht ausdrücklich im Gesetz steht. Bei der Bewertung habe sich der Gesetzgeber entschieden, 
die Abstände zwischen Brutplatz und Windenergieanlagen als Methode für die Bewertung des Tötungsrisikos zu nehmen. 

Die meisten Oberverwaltungsgerichte – darunter NRW, Bayern, Thüringen und Rheinland-Pfalz – hätten sich der Meinung ange-
schlossen, dass die Liste abschließend ist. Dennoch bliebe eine Unsicherheit bestehen, denn viele Gerichte fügten einschränkend 
hinzu, dass die Liste nur dann abschließend sei, sofern sich aus dem aktuellen Stand der Wissenschaft nicht ergibt, dass weitere Ar-
ten kollisionsgefährdet sind. Dies führe in der Praxis dazu, dass die entscheidende Frage – ist eine bestimmte Art kollisionsgefährdet 
oder nicht? – weiterhin geprüft werden müsse. Exemplarisch zeige sich dies an Fällen zur Waldschnepfe, zum Mäusebussard, 
Schwarzstorch und Raubwürger. Das bedeutet, obwohl eine Liste existiert, tritt keine wirkliche Entlastung im Genehmigungs- oder 
Klageverfahren ein. 

Ähnliches gelte für den Katalog mit Schutzmaßnahmen in § 45b BNatSchG. Auch hier stelle sich die Frage, ob die Maßnahmen ab-
schließend und bindend seien. In der Gesetzesbegründung fehle eine klare Aussage dazu. Gerichte wie der Verwaltungsgerichtshof 
(VGH) Hessen, das OVG NRW und das OVG Rheinland-Pfalz sähen die Liste als nicht abschließend an. Das würde heißen: Auch wenn 
Schutzmaßnahmen aus dem Gesetzeskatalog umgesetzt würden, müsse im Einzelfall weiterhin überprüft werden, ob sie im konkre-
ten Fall naturschutzfachlich vertretbar seien. Die beabsichtigte Vereinheitlichung und Verfahrensbeschleunigung blieben somit be-
grenzt. Zudem entstünden durch die gesetzlichen Regelungen neue Rechtsfragen, die ebenfalls zu keiner Verfahrensvereinfachung 
führten. So würde beim Uhu durch das OVG Rheinland-Pfalz geklärt, was unter dem Merkmal „hügelig“ zu verstehen ist – eine Frage, 
_____________________________________________________________________________________________________________ 
5 Südbeck, P., Andretzke, H., Fischer, S. et al. (2025), Methodenstandards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands. 1. überarbeitete Aufl.  
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die sich erst aufgrund der gesetzlichen Regelung stellte. Weiterhin sei durch das VGH Baden-Württemberg entschieden worden, dass 
die Frage, ob ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko innerhalb des zentralen Prüfbereichs durch Habitatpotenzialanalysen (HPA) wi-
derlegt werden könne, eine naturschutzfachliche sei – was erneut zu Einzelfallprüfungen führt. Auch der gesetzgeberische Wille, dass 
§ 45b BNatSchG nicht auf Zugvögel und Ansammlungen anzuwenden sei, werfe neue Abgrenzungsprobleme auf. 

Sereda-Weidner thematisiert in seinem Vortrag, wie Gerichte mit neuen, teils unerwarteten Fragestellungen im Zusammenhang mit 
§ 45b BNatSchG umgehen. Ein Beispiel ist die Diskussion um Großvogelvorkommen bei Mahdereignissen. Hier wird die Frage aufge-
worfen, ob die Ansammlung von Großvögeln bei Mahd nicht als „Ansammlung“ im naturschutzrechtlichen Sinne zu werten sei, mit 
der Folge, dass § 45b BNatSchG möglicherweise nicht mehr anwendbar wäre. Das OVG Brandenburg habe diese Argumentation zu-
rückgewiesen und festgestellt, dass es sich dabei nicht um eine Ansammlung im Sinne des Gesetzes handele. 

Positiv hebt Sereda-Weidner hervor, dass die Gerichte derzeit einen sensiblen Umgang gegenüber naturwissenschaftlichen Frage-
stellungen zeigten und behördliche Feststellungen kritisch hinterfragten. Dies zeige sich unter anderem beim Umfang der Begrün-
dungen. So blieben ältere Entscheidungen häufig bei der Feststellung einer Einschätzungsprärogative stehen, wohingegen sich die 
neueren Entscheidungen durch eine umfassende Auswertung der vorhandenen Leitfäden auszeichneten. Trotz dieser Rationalität der 
Entscheidungen sei aber nicht immer klar, welche naturschutzfachlichen Bewertungen Gerichte selbst träfen. So habe sich das OVG 
Koblenz etwa zugetraut, den Begriff „hügelig“ eigenständig auszulegen, obwohl dies eine naturschutzfachliche Fragestellung ist. Im 
Gegensatz dazu lehnte der VGH Baden-Württemberg es ab, die Bewertung einer HPA eigenständig vorzunehmen, da dies als fachli-
che Frage angesehen wurde. Es fehle somit bislang an einer klaren Linie, wann Gerichte eine eigene Auslegung vornehmen und wann 
sie sich auf Fachgutachten stützen. 

Ein zentrales Defizit der Gesetzesnovelle sei, so Sereda-Weidner, die fehlende Standardisierung zur Bewertung von Kollisionsrisiken 
bei Zugvögeln. Zwar schließe der Gesetzgeber in § 45b BNatSchG eine Anwendung auf Zugvögel explizit aus, doch bleibe unklar, wie 
mit deren Kollisionsrisiken umzugehen sei. Die Bewertung müsse weiterhin anhand des aktuellen fachlichen Kenntnisstands erfol-
gen, mithilfe von Verwaltungsvorschriften, Leitfäden oder Fachkonventionen. Daraus ergebe sich ein erheblicher Interpretations-
spielraum – und Rechtsunsicherheit. 

Deutlich werde dies am Beispiel des Kranichzugs: Das OVG Rheinland-Pfalz entschied 2019, dass Kraniche nicht kollisionsgefährdet 
seien. Im Gegensatz dazu urteilte das OVG Saarland, dass Kraniche im konkreten Fall sehr wohl kollisionsgefährdet sein könnten. Es 
ergab sich die absurde Situation, dass Kraniche offenbar beim Überfliegen der Landesgrenze von Saarland nach Rheinland-Pfalz ihren 
Gefährdungsstatus verlieren. Diese widersprüchlichen Urteile zweier benachbarter Oberverwaltungsgerichte zeigten exemplarisch 
die weiterhin bestehende Rechtsunsicherheit, so Sereda-Weidner. Kritisch wird angemerkt, dass das OVG Saarland Probleme hatte, 
seine Entscheidung zu begründen und versucht habe, sich nicht offen in Widerspruch zum OVG Koblenz zu setzen – dennoch aber auf 
eine Prüfung des Tötungsverbots hinauswolle. 

Im weiteren Vortrag wird die fortbestehende Unsicherheit bei der Bewertung von Kollisionsrisiken für Zugvogelarten thematisiert. 
Ausgangspunkt ist die Entscheidung des OVG Mecklenburg-Vorpommern von 2023, in der ein bislang verwendeter Leitfaden – die 
AAB-WEA, Teil Vögel6 – für fachlich überholt und nicht mehr anwendbar erklärt wurde. Dieser Leitfaden aus dem Jahr 2016 sei damit 
faktisch entwertet worden, was dazu führe, dass in Mecklenburg-Vorpommern keine gültige Bewertungsgrundlage für Zugvogelarten 
mehr vorliege. Das werfe die Frage auf, ob nun stattdessen Leitfäden anderer Bundesländer herangezogen werden dürften – ein kla-
res Beispiel für die fehlende bundesweite Standardisierung. 

Ein weiteres ungelöstes Problem beträfe das Störungsverbot. Es fehle eine einheitliche Klärung, welche Vogelarten überhaupt als 
störempfindlich gelten. Am Beispiel mehrerer Arten wird das verdeutlicht: Der Schwarzstorch reagiert sensibel auf den Betrieb von 
Windenergieanlagen, jedoch nicht auf deren bloße Präsenz. Der Mornellregenpfeifer hingegen zeigt bereits Störempfindlichkeit ge-
genüber der reinen Anlagenstruktur. Der Raubwürger gilt als unempfindlich gegenüber Betrieb und Anlage, ist aber häufig durch bau-
bedingte Eingriffe betroffen. Diese Differenzierungen seien bislang nicht standardisiert geregelt. 

Auch im Bereich der Datenverwertung bestehe weiterhin Unsicherheit. Zwar sähe § 6 WindBG eine Gültigkeit von fünf Jahren für er-
hobene Daten vor, jedoch hätten sowohl das BVerwG als auch der VGH Baden-Württemberg klargestellt, dass diese Frist lediglich als 
Orientierung diene und nicht automatisch verbindlich sei. Damit bliebe auch hier eine erhebliche Auslegungsspanne bestehen, etwa 
darüber, ob ältere Daten in einem konkreten Verfahren noch herangezogen werden dürften. 

Zudem fehle eine bundeseinheitliche Regelung zur Frage, welche Vogelarten überhaupt als planungsrelevant gelten. Die sogenannte 
„Gildenbildung“, die insbesondere in NRW entwickelt wurde, sei vom VGH Baden-Württemberg bestätigt worden: Die Differenzierung 
in planungsrelevante und nicht planungsrelevante Arten sei grundsätzlich zulässig. Nicht planungsrelevante Arten müssten nicht in 
den Karten dargestellt werden, wohl aber im Verfahren geprüft werden. Auch hier bestehe weiterhin Unsicherheit im praktischen 
Umgang mit dieser Unterscheidung. 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
6 Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (2016): Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe für die Errichtung und den Betrieb von 

Windenergieanlagen (AAB-WEA). 

https://www.lung.mv-regierung.de/static/LUNG/dateien/fachinformationen/natur/artenschutz/aab_wea_voegel.pdf
https://www.lung.mv-regierung.de/static/LUNG/dateien/fachinformationen/natur/artenschutz/aab_wea_voegel.pdf
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Im Fazit bilanziert Sereda-Weidner, dass die Novellierung des BNatSchG nur in Teilen ihr Ziel erreicht habe. Positiv hervorzuheben sei 
die Klärung bei Brutvogelarten hinsichtlich des Tötungsrisikos. Demgegenüber ständen die weiterhin ungelösten Fragen bezüglich 
der Zugvögel, des Störungsverbots, der Datenverwertung und der Einordnung planungsrelevanter Arten. Trotz dieser Defizite wird 
insgesamt ein positiver Effekt konstatiert: Die Verfahren hätten sich beschleunigt, insbesondere weil Gerichte zunehmend fachlich 
fundiert arbeiteten. Die Rationalisierung habe zugenommen, und Gerichte nutzten mittlerweile Verwaltungsvorschriften und Leitfä-
den aktiv als Erkenntnisquelle, was zu sachgerechteren und nachvollziehbareren Entscheidungen führe. 

Entscheidungsregister 
• OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 24.8.2023 – 22 D 201/22.AK 

• OVG Saarland, Urt. v. 7.3.2024 – 2 C 253/22 

• OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 27.3.2024 – OVG 7 S 2/24 

• OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 12.6.2024 – 8 C 11223/22.OVG 

• VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 18.6.2024 – 10 S 1546/23 

• OVG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 26.6.2024 – 5 K 341/21 OVG 

• VGH Bayern, Beschl. v. 4.7.2024 – 22 A 23.40049 

• VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 17.7.2024 – 10 S 1396/23 

• OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 20.8.2024 – 1 C 10923/22.OVG 

• OVG Niedersachsen, Urt. v. 10.9.2024 – 12 KS 34/22 

• OVG Nordrhein-Westfalen, Beschl. v. 6.9.2024 – 22 D 106/23.AK 

• OVG Thüringen, Urt. v. 4.10.2024 – 5 KO 776/21 

• VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 21.2.2025 – 14 S 433/23 

Fragen und Diskussion 
In der Diskussion wird die fehlende Standardisierung bei der Ermittlung des Kollisionsrisikos von Vögeln – insbesondere Zugvogelar-
ten – als zentrales Problem benannt. Es besteht Einigkeit darüber, dass es keinen verbindlichen Maßstab dafür gibt, wann ein signifi-
kant erhöhtes Tötungsrisiko vorliegt. Für Brutvogelarten würde durch die BNatSchG-Novelle eine gesetzliche Konkretisierung vorge-
nommen: Es existierten feste Abstandsregelungen zu Windenergieanlagen, die rechtliche Folgen nach sich ziehen würden und somit 
eine gewisse Standardisierung in diesem Bereich darstellten. Für andere Artengruppen wie Zugvögel oder Fledermäuse fehle jedoch 
eine solche gesetzlich verbindliche Grundlage. In diesen Fällen müssten die Behörden auf Verwaltungsvorschriften, Leitfäden oder 
die Fachliteratur zurückgreifen, was zu Interpretationsspielräumen und Unsicherheit führe. 

Ein Teilnehmer kritisiert, dass selbst die Abstandsregelungen bei Brutvögeln auf keiner einheitlichen wissenschaftlichen Grundlage 
beruhten und häufig auf das sogenannte Helgoländer Papier7 zurückgeführt würden, das selbst keine empirisch belastbare Basis 
biete. Daraufhin wird klargestellt, dass die Abstandsregelungen nicht allein auf dem Helgoländer Papier basierten, sondern auf brei-
terer Datengrundlage, etwa auf Erkenntnissen über das Verhalten von Brutvögeln während der Brutsaison. So verbrächten bestimmte 
Vogelarten während der Brutzeit über 90 Prozent ihrer Aktivitäten in der Nähe des Brutplatzes. Der Gesetzgeber habe dabei auf Er-
kenntnisse aus allen Bundesländern zurückgegriffen – etwa aus dem Signifikanzrahmen von 20208 – und daraus in Kombination mit 
wissenschaftlicher Literatur und behördlicher Praxis die heute gültigen Prüfbereiche entwickelt. Diese seien nicht willkürlich festge-
legt, sondern das Ergebnis einer strukturierten Auswertung verschiedener Quellen. Dennoch sei nur der Nahbereich rechtlich ver-
bindlich, während es im zentralen Prüfbereich die Möglichkeit der Widerlegung gebe.  

Ein weiterer Diskussionspunkt betrifft die Übertragung dieser Abstandsregelungen auf andere rechtliche Prüfgegenstände, insbeson-
dere das Störungsverbot. Es wird berichtet, dass einige Genehmigungsbehörden dazu übergehen, die festgelegten Prüfbereiche für 
das Kollisionsrisiko auch auf die Prüfung des Störungsverbots zu übertragen – auch bei Arten, die eigentlich nicht als besonders stö-
rungsempfindlich gelten, wie etwa der Mäusebussard. Dort werde teilweise pauschal angenommen, dass eine Windenergieanlage im 
500-Meter-Radius um ein Nest automatisch eine Störung oder gar eine Zerstörung im Sinne des Artenschutzrechts darstelle. Diese 
Praxis führe nicht nur zu größerer Unsicherheit, sondern in Einzelfällen auch zu fachlich fragwürdigen Entscheidungen. 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
7 Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW) (2014), Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen 

ausgewählter Vogelarten.  
8  Umweltministerkonferenz (UMK) (2020), Standardisierter Bewertungsrahmen zur Ermittlung einer signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos im Hinblick auf Brutvogelarten an 

Windenergieanlagen (WEA) an Land – Signifikanzrahmen. 

https://nrwe.justiz.nrw.de/ovgs/ovg_nrw/j2023/22_D_201_22_AK_Urteil_20230824.html
https://recht.saarland.de/bssl/document/NJRE001575332
https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/24322
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/NJRE001580495
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001579347
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/NJRE001585502
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2024-N-22288
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001581736
https://www.landesrecht.rlp.de/bsrp/document/NJRE001586835
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/25cbc385-6e78-4f2d-81e5-1c1f661334b4
https://nrwe.justiz.nrw.de/ovgs/ovg_nrw/j2024/22_D_106_23_AK_Urteil_20240906.html
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/NJRE001599455
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001605435
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/wind/170206-nabu-abstandsempfehlungen.pdf
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/energie/wind/170206-nabu-abstandsempfehlungen.pdf
https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/vollzugshilfe_signifikanzrahmen_11-12-2020_1608198177.pdf
https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/vollzugshilfe_signifikanzrahmen_11-12-2020_1608198177.pdf
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Aktuelles aus dem BfN 

Jens Ponitka, BfN 

Jens Ponitka ist seit 2016 als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Bundesamt für Naturschutz (BfN) in Leipzig tätig. Im Fachge-
biet „Erneuerbare Energien und Naturschutz“ betreut er dort eine Vielzahl von Forschungsprojekten rund um die naturschutz-
fachliche Begleitung des Ausbaus erneuerbarer Energien. 

Zunächst merkt Jens Ponitka an, dass weiter ein äußerst positiver Trend der Genehmigungen zu verzeichnen ist.9 Die Aktivitäten und 
Standardisierungen rund um die Flächenbereitstellung und auch Vereinfachungen im Bereich Artenschutz erzielen anscheinend 
schrittweise die beabsichtigte Wirkung. Der Artenschutz sei vermutlich nicht mehr die größte Herausforderung, dennoch verblieben 
auch weiterhin offene Fragen und es gebe weitergehende Standardisierungswünsche. 

Durch den Regierungsbruch seien viele Vorhaben der letzten Regierung der Diskontinuität unterfallen, insbesondere die Umsetzung 
der RED III. Hierunter fällt auch absehbar eine Regelungslücke durch das Auslaufen der Notfall-Verordnung. 

Die weiteren Standardisierungen, wie etwa die Untersetzung der Methode der Habitatpotenzialanalyse (HPA) und Einführung der 
Probabilistik (siehe BNatSchG bzw. BT-Drucksache 20/9830) sind weiterhin ausstehend. Der Zeitplan für eine diesbezüglich notwen-
dige BNatSchG-Novelle sei noch nicht bekannt.  

Es wird auf die Website im BfN-Themenschwerpunkt Naturschutz und erneuerbare Energien hingewiesen.10 Hier werden fortlaufend 
alle Forschungsprojekte, Ergebnisse und weitergehende Informationen zu Veranstaltungen oder Ausschreibungen aktualisiert prä-
sentiert. Ein neues Projekt ("Machbarkeit der Detektion von Bewirtschaftungsereignissen an Windenergieanlagen")11 etwa befasse 
sich mit Anforderungen und Praxisfragen der automatisierten landbewirtschaftungsbedingten Abschaltung. Hingewiesen wird auch 
auf kürzlich veröffentlichte Ergebnisse eines Projekts zur Erstellung eines Katalogs von Maßnahmen zur Sicherstellung des Erhal-
tungszustandes windenergiesensibler Vogelarten.12 

Es wird in die Runde der Teilnehmenden gefragt, inwieweit es beim Repowering von Windenergieanlagen Erfahrungen insbesondere 
zum Umgang mit dem Artenschutz gebe. Aus der Runde wird geäußert, dass es den Wunsch nach übergeordneten Leitplanken zur 
Durchführung etwa der Delta-Prüfung gibt.  

Restriktionen aus dem Artenschutz auf Stromproduktion und  
Flächenausnutzung – das MENTOR-Projekt 

Dr. Jessica Weber, FA Wind und Solar 
Dr. Jessica Weber ist seit Februar 2024 Referentin für Planung bei der Fachagentur Wind und Solar. Sie war zuvor in der Ver-
bandsarbeit mit den Schwerpunkten erneuerbare Energien und Naturschutzpolitik tätig. Aktuell unterstützt sie die FA Wind 
und Solar im Verbundprojekt MENTOR, das sie im Rahmen ihres Vortrags näher vorstellen wird. 

Das Verbundprojekt MENTOR analysiert die Nutzung und tatsächliche Verfügbarkeit von Flächen für die Windenergienutzung. Ziel des 
Projekts sei es, mögliche Restriktionen auf diesen Flächen zu identifizieren – etwa durch artenschutzrechtliche Auflagen wie Abschal-
tungen – mit Auswirkungen auf den Stromertrag oder auf die Flächenausnutzung bei der Windenergie-Nutzung. MENTOR diene als 
eine Art „Check-up“, um zu prüfen, ob die Ziele des Erneuerbaren-Ausbaus trotz dieser Restriktionen erreichbar sind. Im Mittelpunkt 
stehe die Frage: Welche Einschränkungen bestehen auf der Fläche, selbst wenn diese formal als Windenergiegebiet ausgewiesen ist 
und wie viel Stromertrag ist möglich? 

Das Projekt wird vom Fraunhofer IEE in Kassel koordiniert, Projektpartner sind die Universität Kassel und die Fachagentur Wind und 
Solar, das Umweltbundesamt ist assoziierter Partner. Das Projekt läuft seit Mitte 2024 und ist bis Ende 2026 angelegt. Aktuell wer-
den Daten erhoben, die in Restriktions- und Flächenanalysen sowie Ertragssimulationen einfließen. Am Projektende sollen ein digita-
les, regionalisiertes Flächenmonitoring-Tool sowie konkrete Maßnahmenvorschläge zur Überwindung identifizierter Restriktionen 
entstehen. 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
9 Siehe dazu Website Genehmigungen-Wind - Fachagentur Wind und Solar. 
10 Siehe dazu Website Energiewende | Naturschutz und Energiewende. 
11 Bundesamt für Naturschutz (BfN), Machbarkeit der Detektion von Bewirtschaftungsereignissen an Windenergieanlagen. 
12 Bundesamt für Naturschutz (BfN), (2025), Artenhilfsprogramme - Katalog von Maßnahmen zur Sicherstellung des Erhaltungszustandes ausgewählter windenergieanlagen- 

sensibler Vogelarten. BfN-Schriften 724. 

https://www.fachagentur-wind-solar.de/veroeffentlichungen/wind-und-solar-monitor/genehmigungen-wind
https://www.natur-und-erneuerbare.de/index/
https://www.natur-und-erneuerbare.de/projektdatenbank/machbarkeit-traktordetektion/
https://bfn.bsz-bw.de/frontdoor/deliver/index/docId/1924/file/Schrift724.pdf
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Ein Teil des Projekts ist die Analyse von Genehmigungsunterlagen mit Fokus unter anderem auf artenschutzrechtliche Auflagen. Ziel 
ist es, besser zu verstehen, welche Auflagen tatsächlich relevante Auswirkungen auf die Flächennutzung, das Layout von Windparks 
und die Stromproduktion haben – und inwiefern sie als Restriktionen für den Ausbau der Windenergie zu bewerten sind. Die Ergeb-
nisse dieser Analyse fließen unter anderem in ein Hintergrundpapier zum Thema Restriktionen ein. 

Im weiteren Verlauf ihres Vortrags gibt Dr. Weber Einblick in die Methode und erste Ergebnisse der Genehmigungsanalyse. Dabei sei 
ein kombiniertes Vorgehen gewählt worden: Zum einen wurde quantitativ eine möglichst große Zahl an Bescheiden aus 14 Flächen-
ländern (ohne Stadtstaaten) ausgewertet, um eine belastbare Stichprobe zu erhalten. Zum anderen wurde qualitativ Wert auf die 
Aktualität der Bescheide gelegt – vorwiegend aus den Jahren 2023 bis 2025. Damit sollte sichergestellt werden, dass veraltete 
Rechtsgrundlagen nicht das Bild hinsichtlich Nebenbestimmungen verzerren, wie die novellierten Regelungen im BNatSchG zum Um-
gang mit dem signifikant erhöhten Kollisionsrisiko für Vogelarten. Ein Großteil der analysierten Bescheide stamme aus dem UVP-
Portal und beträfe damit Genehmigungen mit Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). Genehmigungen ohne UVP – etwa nach 
§ 6 WindBG in ausgewiesenen Windenergiegebieten – machten nur einen kleinen Teil der aktuellen Stichprobe aus. Es wird darauf 
hingewiesen, dass es sich zurzeit noch um eine überschaubare Stichprobe von 66 Genehmigungen handele, die auf über 100 Be-
scheide aufgestockt werden soll. 

 

Verteilung erfasster Genehmigungen in den Ländern 
Dr. Jessica Weber, Folie 10 

Anschließend geht Dr. Weber auf die regionalen und inhaltlichen Ergebnisse der Genehmigungsanalyse ein. Schwerpunkte der Ana-
lyse lägen auf den Flächenländern, unter anderem bedingt durch die dortige Datenverfügbarkeit und die hohen Zubauzahlen etwa in 
NRW. Aus Hamburg sei lediglich ein Bescheid berücksichtigt worden. Bezüglich der betroffenen Flächennutzungen zeige sich, dass 
landwirtschaftliche Flächen den größeren Anteil der Fälle im Vergleich zu Waldstandorten ausmachten.  

Im Fokus der Analyse stünden die Nebenbestimmungen, insbesondere im Hinblick auf artenschutzrechtliche Betriebsregulationen, 
Eisabschaltungen und immissionsschutzrechtliche Auflagen. Letztere beträfen meist Regulationen, um die Nachtlärmwerte einzu- 
halten.  

Beim Artenschutz erfolgten die meisten Betriebsregulationen aus phänologischen Gründen, also artspezifischen Aktivitätsphasen. 
Ein geringerer Anteil resultiere aus landwirtschaftlichen Betriebsereignissen wie Mahd oder Stoppelbearbeitung. Deutlich werde, so 
Dr. Weber, dass Fledermausarten vor allem durch phänologische Abschaltungen berücksichtigt werden. Bei Vögeln beträfen Abschal-
tungen anhand der aktuellen Stichprobe vor allem den Rotmilan bei landwirtschaftlichen Betriebsereignissen sowie auch Schwarz- 
milan, Wespenbussard und Schreiadler. 

Beim Vergleich zwischen den Bundesländern zeigten sich Unterschiede in den Beauflagungen zum Artenschutz und Immissions-
schutz. So weist NRW in der aktuellen Stichprobe weniger artenschutzrechtliche Auflagen als die anderen Flächenländer auf. Da es 
sich um Zwischenergebnisse handelt, müssten diese durch eine Erweiterung der Stichprobe weiter präzisiert werden.  
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Zum Abschluss ihres Vortrags geht Dr. Jessica Weber der Frage nach, ob sich die Art der Nebenbestimmungen nach Flächennutzung 
unterscheidet – etwa zwischen Wald- und Landwirtschaftsstandorten. Insgesamt zeigten sich diese Unterschiede innerhalb der aktu-
ellen Stichprobe nicht signifikant. In ihren Key-Takeaways betonte Dr. Weber, dass artenschutzrechtliche Vorgaben, Eisabschaltun-
gen und immissionsschutzrechtliche Regelungen in ähnlicher Häufigkeit auftreten. Die Relevanz dieser Nebenbestimmungen als 
mögliche Restriktion auf den Stromertrag und die Flächenausnutzung bleibe allerdings noch zu bewerten. Dies beträfe insbesondere 
den hohen Anteil an Auflagen zu Eisabschaltungen in den Genehmigungsbescheiden und wie sich dieser Anteil sich tatsächlich auf 
den Stromertrag auswirke. Fledermausabschaltungen erfolgen meist aus phänologischen Gründen, während Vogelabschaltungen – 
insbesondere für den Rotmilan – überwiegend im Zusammenhang mit landwirtschaftlichen Betriebsereignissen stehen. 

Dr. Weber betont, dass es sich bei den Ergebnissen um einen Zwischenstand handelt. Die Analyse werde fortgesetzt, die Stichprobe 
erweitert – der Abschluss der Auswertung sei für den Herbst 2025 geplant. In der anschließenden Diskussion lädt sie das Publikum 
ein, eigene Einschätzungen zu betroffenen Arten und regionalen Erfahrungen mit artenschutzrechtlichen Abschaltungen einzubrin-
gen.  

Fragen und Diskussion 
Eine Teilnehmerin wirft die Frage auf, ob in der Analyse zwischen Genehmigungen auf planungsrechtlich ausgewiesenen Flächen – 
etwa solchen mit strategischer Umweltprüfung – und solchen außerhalb dieser Gebiete unterschieden wurde. Sie betont, dass Ge-
nehmigungen auf ausgewiesenen Flächen in der Praxis oft deutlich einfacher oder beschleunigt erteilt würden. Die Referentin erläu-
tert, dass derzeit alle Bescheide gemeinsam betrachtet wurden, der Aspekt jedoch künftig berücksichtigt werden könne. Ein entspre-
chender Vergleich, etwa zwischen Genehmigungen nach § 6 WindBG und anderen Verfahren, sei geplant.  

Ein Projektentwickler aus NRW lobt die Übersicht und merkt an, dass politische Rahmenbedingungen eine große Rolle spielten. In 
NRW sei die Situation vergleichsweise stabil, unter anderem durch die langjährige fachliche Betreuung über das LANUV und das zu-
ständige Ministerium. Dennoch sei es entscheidend, die Reduktion von Abschaltauflagen im Auge zu behalten – insbesondere mit 
Blick auf die Ausweisung von Windenergieflächen im Umfang von zwei Prozent der Landesfläche. 

Eine Teilnehmerin merkt an, dass in den gezeigten Diagrammen sehr unterschiedliche Abschaltungsarten nebeneinander dargestellt 
wurden – etwa Eisabschaltungen für wenige Tage im Winter und Fledermausabschaltungen über mehrere Monate hinweg. Zudem 
fragt sie sich, warum in Sachsen so wenige Eisabschaltungen erfolgten. Eine mögliche Erklärung könnten größere Abstandsflächen 
sein, etwa zu Straßen, für die sonst entsprechende Sicherheitsvorgaben gelten würden. Solche räumlichen Faktoren könnten das 
Ergebnis stärker beeinflussen als bisher angenommen. 

Ein weiterer Teilnehmer erinnert an eine kürzlich veröffentlichte Untersuchung der Stiftung Umweltenergierecht13, die ebenfalls 
zeige, dass nicht alle Genehmigungen Abschaltungen enthielten – selbst bei neueren Bescheiden. Eine Schätzung ging davon aus, 
dass etwa 95 Prozent der Anlagen in den letzten fünf Jahren ausschließlich mit Abschaltungen genehmigt wurden – ein Wert, der laut 
jüngerer Analysen womöglich doch zu hoch angesetzt sei. 

Im weiteren Verlauf wird darüber diskutiert, ob es tatsächlich einzelne Genehmigungen ohne Fledermausabschaltungen gebe. Einige 
Teilnehmende bezweifelten dies stark – insbesondere mit Blick auf die regionalen Genehmigungsbehörden. Gleichzeitig wird berich-
tet, dass in Niedersachsen häufig zunächst Fledermauskartierungen erfolgten. Wenn keine Relevanz festgestellt werde, könnten Ab-
schaltauflagen im Bescheid entfallen – zum Beispiel auf Ackerflächen.  

Ein weiterer Diskussionspunkt betrifft die Unterschiede zwischen einzelnen Untersuchungen. Es wird angemerkt, dass laut einer Aus-
wertung der Stiftung Umweltenergierecht rund 10 Prozent der Anlagen wegen Turbulenzen abgeschaltet würden – in der hier vorge-
stellten Analyse jedoch deutlich weniger. Das sei auffällig, zumal neue Studien des Umweltbundesamtes zeigten, dass Windenergie-
anlagen zunehmend dichter gestellt würden. Ein Teilnehmer ergänzte abschließend, dass auch der Anlagentyp eine Rolle spielen 
könne – insbesondere, weil sich die Betriebsmodi und Abschaltmechanismen zwischen den Herstellern unterscheiden würden. 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
13 Siehe dazu Stiftung Umweltenergierecht (2024): Betriebsbeschränkende Nebenbestimmungen bei der Genehmigung von Windenergieanlagen. Eine empirische Untersuchung der 

Genehmigungspraxis im Zeitraum 2014 bis 2019.  

https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2024/04/Stiftung_Umweltenergierecht_Wuestudien_36_Abschaltauflagen.pdf
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Ergebnisse zur Ermittlung der Todesursachen von besenderten Rot-
milanen in Europa (ohne UK) 

Dr. Rainer Raab, TB Raab & LIFE EUROKITE 
Dr. Rainer leitet seit 1991 zahlreiche Forschungsprojekte im Bereich der Vogel- und Libellenökologie. Seit 2022 ist er Ge-
schäftsführer der TB Raab GmbH. Er verfügt über Zugang zu einer der größten Vogeldatenbanken Europas. Seit 2013 wurden 
unter seiner Leitung mehr als 3.000 Rotmilane sowie zahlreiche weitere Großvogelarten besendert. 

Die Dokumentation des Vortrags kann erst nach Veröffentlichung eines Artikels zum LIFE EUROKITE-Projekt erfolgen.  

Praktische Anwendung des Raumnutzungs-Kollisionsrisikomodells 
(RKR-Modell) in Genehmigungsverfahren 

Rainhard Raab, TB Raab & LIFE EUROKITE 
Rainhard Raab ist ein führender Experte im Bereich der Berechnung von Vogelkollisionsrisiken an Windenergieanlagen. Er war 
maßgeblich an der Entwicklung des Raumnutzungs-Kollisionsrisikomodells (RKR-Modell) für den Rotmilan beteiligt. Seit 2019 
ist er Gesellschafter und Teamleiter beim Technischen Büro für Biologie Raab, wo er unter anderem für die Modellierung von 
Habitateignung und Vogelschlagsrisiken im Zusammenhang mit Infrastrukturprojekten verantwortlich ist. 

Der Vortrag, der in Abstimmung mit Moritz Merker und BioConsult SH erstellt wurde, so Rainhard Raab, konzentriere sich auf das 
sogenannte Raumnutzungs-Kollisionsrisikomodell (RKR-Modell), das zentrale Erkenntnisse zur Gefährdung des Rotmilans durch 
Windenergieanlagen liefere. Parallel sei eine Veröffentlichung zum Thema Ausweichverhalten in Vorbereitung.  

Die Aussagekraft des Modells stützt sich auf eine außergewöhnlich umfangreiche Datengrundlage, unter anderem durch die über 
3.000 besenderten Rotmilane. Hinzu kommen stark verbesserte, satellitengestützte Geodaten mit einer hohen Auflösung von bis zu 
fünf mal fünf Metern. Dadurch ließen sich bestimmte Landschaftsstrukturen äußerst präzise analysieren. Im Vergleich zu früheren, 
eher qualitativen Habitat-Potenzialanalysen führe das zu deutlich besseren und belastbareren Ergebnissen, auch wenn ähnliche Pa-
rameter verwendet würden. Besonders betont Raab, dass selbst bei Berücksichtigung kontinuierlicher Strukturen wie Siedlungen, 
Wälder oder landwirtschaftlich genutzten Flächen, ohne auf einzelne Agrarfrüchte einzugehen, bereits sehr gute Vorhersagen mög-
lich seien.  

Raab erläutert das Ziel des RKR-Modells. Angesichts aktueller politischer und gesetzlicher Entwicklungen, wie etwa der RED III und 
dem novellierten § 45b BNatSchG, stehe der Bedarf im Vordergrund, fundierte Entscheidungen auch ohne vollständige Freilanddaten 
treffen zu können. Das Modell soll es ermöglichen, allein anhand von Brutplatzstandorten Prognosen über das Raumnutzungsverhal-
ten von Rotmilanen zu erstellen – also weg von klassischer Raumnutzungsanalyse hin zu modellgestützter Vorhersage. Grundlage 
dafür seien umfangreiche Besenderungsdaten, hochaufgelöste Satellitendaten sowie moderne statistische Verfahren.  

Das Projekt hat 2019 begonnen und ist unter anderem in Zusammenarbeit mit Moritz Merker weiterentwickelt worden. Es verbindet 
ein dreidimensionales Raumnutzungsmodell mit einem detaillierten Kollisionsrisikomodell, das Faktoren wie Flughöhenverteilung, 
Landnutzung, Anlagetypen, Rotordurchmesser, Drehgeschwindigkeit und andere technische Parameter der Windenergieanlagen be-
rücksichtigt. Ziel sei es, präzise zu berechnen, wie viel Zeit ein Vogel in Rotorhöhe verbringt, wie oft er den Rotorbereich durchfliegt 
und mit welcher Geschwindigkeit – um daraus konkrete Kollisionswahrscheinlichkeiten abzuleiten. Zur Validierung würden umfas-
sende Datensätze genutzt, unter anderem über 80.000 dokumentierte Flüge mit Sekundendaten im Nahbereich von Windenergiean-
lagen, inklusive Betriebsdaten dieser Anlagen. Diese ermöglichen die genaue Überprüfung der Annahmen zum Ausweichverhalten, 
das bereits in einer BfN-Studie14 mit kleinerer Stichprobe untersucht worden sei. Die aktuellen Ergebnisse bestätigten nicht nur die 
bisherigen Annahmen, sondern zeigten auch, dass frühere Modelle tendenziell vorsichtige Werte angesetzt hätten, die sich nun empi-
risch untermauern ließen, so Raab. 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
14  Bundesamt für Naturschutz (BfN) (2024), Fortsetzungsstudie Probabilistik. Das „Raumnutzungs-Kollisionsrisikomodell“ („RKR-Modell“). 

https://www.naturschutz-energiewende.de/wp-content/uploads/Fortsetzungsstudie_Probabilistik_Mercker_et_al_2024.pdf
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Das Modellierungskonzept: Raumnutzungs- und Kollisionsrisikomodell (RKR-Modell) 
Vortrag Raab, Folie 7. 

Im weiteren Vortrag vertieft Rainhard Raab die Funktionsweise und Leistungsfähigkeit des Raumnutzungs-Kollisionsrisikomodells, 
das auf einem sehr präzisen 3D-Habitatmodell sowie einer außergewöhnlich umfangreichen Datenbasis auch zum Ausweichverhal-
ten von Rotmilanen basiert. Und das ermögliche dann in Kombination einen probabilistischen und statistischen mathematischen An-
satz, wodurch ein fundiertes, solides Modell möglich wird, das deutlich über bisherige Ansätze hinausgeht. Wesentliche Parameter 
wie Brutplatzdistanz, Flughöhe, Fluggeschwindigkeit sowie tages- und jahreszeitliche Einflüsse würden berücksichtigt, um ganzjäh-
rige Prognosewerte zu berechnen. Optional könnten auch tageszeitlich differenzierte Abschaltmaßnahmen integriert und bewertet 
werden.  

Insgesamt wurden über 4.000 Parameter analysiert, die mithilfe hochauflösender Landnutzungsdaten und Telemetrie auf ihre Rele-
vanz hin überprüft wurden. Dazu zählten beispielsweise Distanz-, Dichte- und Barriereeffekte – etwa die Funktion von Waldflächen 
nicht nur als Lebensraum, sondern auch als potenzielle Barrieren. Die enorme Datenmenge erlaube es, den relevanten Parameter-
raum auf 16 Kerngrößen zu reduzieren, die die Grundlage für die Prognose bildeten.  

Am Beispiel einer Modellprognose für eine fiktive Windenergieanlage werde deutlich, dass sich das Verhalten der Rotmilane stark an 
Landschaftsstrukturen orientiert: Waldränder wirken anziehend, Waldinnenbereiche jedoch eher abschreckend; Grünland und He-
cken zeigen eine hohe Attraktivität, während Agrarflächen vor allem bei Ernteereignissen interessant sind – insbesondere für Jung- 
vögel und Nichtbrüter, weniger jedoch für Brutvögel mit festem Revier. Diese Unterschiede in der Flächennutzung ließen sich auch 
empirisch nachweisen, etwa durch Studien, die eine um ein Vielfaches höhere Nutzung von Ernteflächen durch Jungvögel belegten. 
Schließlich wird darauf hingewiesen, dass die Bedeutung siedlungsnaher Bereiche häufig unterschätzt würde, was teilweise darauf 
zurückzuführen ist, dass diese Flächen in der Praxis selten erhoben würden, da Windenergieanlagen hier meist unzulässig sind. 

Raab stellt die hohe Genauigkeit des RKR-Modells im Vergleich zu früheren Modellen und vereinfachten Annahmen – wie etwa dem 
Radius nach dem Helgoländer Papier oder der Dreizonenregelung aus dem BNatSchG – heraus. Der Modellfehler hätte gegenüber der 
Pilotversion aus 2023 um den Faktor zehn reduziert werden können und liege jetzt bei 0,06, was eine erhebliche Verbesserung dar-
stelle. Die Validierung des Modells sei zwar methodisch herausfordernd, aber beispielhafte Anwendungen wie mit den LIFE-Eurokite-
Daten zeigten, dass die prognostizierten Kollisionszahlen mit realen Ereignissen in ihrer Größenordnung übereinstimmten. Obwohl 
statistisch nicht eindeutig nachweisbar, werde damit die Plausibilität der Modellannahmen gestützt. 

Das Modell wird inzwischen auch praktisch genutzt, etwa in Form automatisierter Berichte, die innerhalb eines Tages Ergebnisse 
liefern könnten. Dies ermögliche eine erhebliche Beschleunigung von Genehmigungsprozessen. Die zugrundeliegenden Landnut-
zungsdaten berücksichtigen sieben Parameter, darunter Hecken, Acker, Wald, Grasland, Siedlungen und Straßen. Besonders attrak-
tiv für Rotmilane seien Hecken und Grasland, während reine, strukturarme Agrarflächen wenig genutzt werden. Waldränder haben 
eine positive Wirkung, Waldinnenbereiche werden jedoch eher gemieden. Auch Siedlungsbereiche und Straßen können für Brutvögel 
attraktiv sein, vor allem in Zeiten, in denen in der Agrarlandschaft wenig Nahrung zur Verfügung steht. Brutvögel nutzen anthropo-
gene Strukturen generell stärker als Nichtbrüter. 

Ein weiterer Aspekt sei die Möglichkeit, das Modell unabhängig von konkreten Brutplätzen zur Berechnung des Habitatpotenzials 
einzusetzen. Das sei vielleicht auch ein sehr wichtiger Aspekt in der rechtlichen Einordnung, etwa über qualitative und quantitative 
Bewertungen im Rahmen bestehender Leitfäden und Vorgaben. Selbst ohne ausdrückliche gesetzliche Verankerung ließe sich das 
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Modell damit bereits rechtlich einordnen und anwenden. Prognosen zum Habitatpotenzial und reale Telemetriedaten zeigten insge-
samt gute Übereinstimmungen, wobei Unterschiede auf die Zielgruppen der Daten (Brutvögel vs. Jungvögel) zurückzuführen seien. 

Anhand eines Beispiels verdeutlicht Raab die konkrete Auswirkung der Raumnutzung auf das Kollisionsrisiko von Windenergieanla-
gen. Drei (fiktive) Standorte mit ähnlicher Distanz von etwa 500 Metern zu Brutplätzen zeigen teils drastische Unterschiede im prog-
nostizierten Kollisionsrisiko – insbesondere abhängig von der umgebenden Landschaftsstruktur. So liegt das Risiko in einer Grünland-
Heckenlandschaft bei fast fünf Prozent, während es in einer Agrarstruktur lediglich 0,6 Prozent beträgt. Dieser Faktor-10-Unter-
schied unterstreiche die hohe Relevanz einer sorgfältigen Standortwahl auf Basis raumnutzungsbezogener Modellierung, so Raab. 

Darüber hinaus erläutert er, dass das Modell, das bislang auf den Rotmilan fokussiert war, künftig auch auf weitere Arten ausgeweitet 
wird. In einem laufenden, vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) geförderten Projekt würden aktuell Berech-
nungsvorschriften für Weißstorch, Seeadler, Schwarzmilan Wespenbussard und Kaiseradler entwickelt. Die Veröffentlichung dieser 
neuen Artmodelle sei für September geplant. 

Ein weiterer wichtiger Punkt sei die Transparenz des Modells: Es wird ausdrücklich betont, dass es sich nicht um eine Blackbox han-
delt. Die Modellstruktur und Berechnungsvorschriften sind offen zugänglich und nachvollziehbar. Fachkundige Anwender könnten die 
Prognosen selbstständig rekonstruieren und auf dieselben Ergebnisse kommen, was die Nachvollziehbarkeit und wissenschaftliche 
Belastbarkeit unterstreicht. Rainhard Raab weist darauf hin, dass es derzeit keine gesetzliche Grundlage für den verbindlichen Ein-
satz des RKR-Modells gibt, was die Notwendigkeit weiterer rechtlicher Integration betont. Insgesamt erfahre das Modell breite Un-
terstützung – sowohl von Naturschutzverbänden als auch von Akteuren der Windenergiebranche (z. B. BWE) sowie Institutionen wie 
dem Bundeskanzleramt. Wie die aktuelle Bundesregierung künftig damit umgehe, bleibe abzuwarten, aber der politische Prozess sei 
im Gange. 

Bereits heute könne das Modell in Genehmigungsverfahren eingesetzt werden, insbesondere zur qualitativen Begründung von  
Habitatpotenzial- oder Raumnutzungsanalysen. Diese ließen sich projektbezogen anwenden und lieferten wertvolle Argumentations-
grundlagen, etwa durch die quantitative Prognose von Raumnutzungsintensitäten an Brutplätzen. Auch besteht die Möglichkeit, das 
Modell im Zuge der heute schon öfter angesprochenen Delta-Betrachtung im Rahmen des Repowerings von Anlagen einzubringen. Da 
habe man den Vorteil, dass man nicht auf eine Signifikanzschwelle angewiesen sei, insbesondere, wenn das Risiko durch den Be-
standswindpark höher ist als durch den geplanten Windpark. Bei einer Risikoreduktion gebe es sehr gute Möglichkeiten, das mit die-
sem Modell nachzuweisen. Auch Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen ließen sich technisch bereits mit dem Modell bewerten – 
politisch sei hier aber noch Abstimmungsbedarf. Dennoch zeige sich das Potenzial, Maßnahmen systematisch zu integrieren. 

Zum Schluss betont Raab noch einmal die statistische Einordnung des Kollisionsrisikos: Die durchschnittlichen Risiken lägen laut 
Modell bei etwa ein Prozent pro Brutvogel und Jahr – also deutlich unter der vielfach angenommenen Größenordnung von 10 bis 
15 Prozent. Im 1.200-Meter-Nahbereich wurden nach den LIFE-Eurokite-Daten bislang keine Kollisionen registriert, doch aufgrund 
der geringen Fallzahlen sei dies statistisch nicht belastbar. Damit bewege sich die Bewertung weiterhin im Spannungsfeld zwischen 
wissenschaftlicher Prognose und praktischer Unsicherheit – insbesondere bei sehr seltenen Ereignissen wie Kollisionen. Das Kollisi-
onsrisiko sei zwar relevant, aber auf Populationsebene andere Gefährdungsursachen (z. B. illegale Verfolgung oder Stromleitungs-
mortalität in Spanien) oftmals gravierender. Das RKR-Modell biete dennoch ein wichtiges Werkzeug für die Einzelfallprüfung im  
Genehmigungsprozess – auf einer methodisch fundierten und nachvollziehbaren Grundlage. 

Fragen und Diskussion 
Ein Teilnehmer fragt, ob es Überlegungen gebe, das Modell auch auf Regionalplanungsebene einzusetzen, etwa zur Ausweisung von 
Vorranggebieten für die Windenergie. Ja, das sei grundsätzlich möglich, so Raab. Das RKR-Modell könne mit Brutplatzwahrschein-
lichkeiten kombiniert und so auf übergeordneter Planungsebene angewandt werden. Dabei sei es ihm jedoch wichtig zu betonen: 
Auch wenn das Modell „nur“ projektbezogen eingesetzt würde, könne es trotzdem die Qualität und Relevanz früher planerischer Ent-
scheidungen deutlich verbessern. Heute fände die naturschutzfachliche Bewertung meist spät im Verfahren statt, wenn der Standort 
bereits weitgehend festgelegt ist. Micrositing sei theoretisch möglich, werde aber selten umgesetzt, da es oft umfangreiche Änderun-
gen in den Antragsunterlagen erfordere. Gäbe es dagegen ein gesetzlich anerkanntes Tool wie das RKR-Modell, das schon zu Beginn 
des Verfahrens eine schnelle und automatisierte Einschätzung liefere, könnten Planungsentscheidungen deutlich gezielter und natur-
schutzkonformer getroffen werden.  

Bezüglich der Frage, welche Parameter für das Kollisionsrisiko entscheidend seien, sieht Raab vor allem zwei Faktoren als maßgeb-
lich: Erstens, wo wird gebaut, also die Lage im Raum – hier kann es Unterschiede im Risiko um den Faktor 10 geben. Und zweitens, 
auf was wird gebaut, wobei insbesondere der Rotorfreiraum entscheidend sei. Zwar steige das Kollisionsrisiko mit dem Rotordurch-
messer grundsätzlich an, doch es werde vor allem durch die vertikale Positionierung beeinflusst. Durch moderne Anlagen mit großen 
Nabenhöhen könne das Risiko reduziert werden. 
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Es stellt sich die Frage, ob bei Anwendung des Modells auf Planungsebene eine nochmalige Anwendung auf Genehmigungsebene 
überflüssig wird oder ob es wirklich notwendig sei, es nochmal zu berechnen. Raab empfiehlt ausdrücklich, das Modell frühzeitig im 
Planungsprozess anzuwenden – aber auch mehrfach im Verfahren nachzurechnen. Da die Berechnung automatisiert ablaufe, könne 
sie beliebig oft durchgeführt werden – auch zur Validierung oder Aktualisierung mit Freilanddaten. Zusätzlich könnten auch Heat-
maps erstellt werden, mit denen Projektentwickler gezielt Anlagentypen und -standorte planen könnten. So ließen sich Risiken nicht 
nur bewerten, sondern planerisch vermeiden. Entscheidend wäre in Zukunft eine definierte Schwelle für das akzeptable Risiko, was 
bisher leider noch fehle. 

Ein Teilnehmer äußert, dass er grundsätzlich Befürworter des Modells gewesen sei, aber bei den aktuellen Flächenzielen von zwei 
Prozent nichts von einer verpflichtenden Anwendung halte. Die Entscheidung, ab welchem Risiko eine Anlage genehmigt werde, sei 
letztlich politisch.  

Rainhard Raab sieht es als wichtig an, dass das RKR-Modell nicht verpflichtend, sondern optional einsetzbar sein soll. Es gäbe bisher 
die gesetzlichen Optionen Habitatpotenzial- und Raumnutzungsanalyse, die um eine weitere – die probabilistische Betrachtung – 
ergänzt werden sollten. Eine Pflicht zur Anwendung bestehe ausdrücklich nicht. Auf den Einwand, dass es für die Regionalplanung 
nichts bringen würde, da dort keine vollständigen Horstkartierungen vorlägen und Micrositing in der Praxis kaum noch möglich sei, 
entgegnet Raab, dass es für die Anwendung auf Regionalplanungsebene keine vollständige Erfassung der Horste erforderlich sei. Es 
genüge eine modellierte Horstwahrscheinlichkeit, um das Kollisionsrisiko abzuschätzen. Das mache das Verfahren auch auf dieser 
Ebene praktikabel.  

Flächendeckende Modellierung der Raumnutzungswahrscheinlich-
keit kollisionsgefährdeter Brutvogelarten als Planungshilfe für den 
Windenergieausbau  

Tim Steinkamp, ARSU GmbH 
Tim Steinkamp ist als Landschaftsökologe seit 2016 bei der ARSU GmbH in Oldenburg, einem Planungsbüro mit Schwerpunkt 
auf Genehmigungsplanung von Windenergieprojekten, tätig. Er hat sich auf das Thema Kollisionsrisikobewertung von wind-
energiesensiblen Brutvögeln spezialisiert. 

Im Rahmen eines Projekts, das vom Hessischen Wirtschaftsministerium beauftragt wurde und eine Habitatbewertung für die in Hes-
sen flächendeckend und häufig vorkommenden windenergiesensiblen Arten Rotmilan und Wespenbussard umfasst, konnte eine me-
thodische Erweiterung des Raumnutzungs-Kollisionsrisikomodells (RKR-Modells) entwickelt werden. Anders als beim klassischen 
Ansatz des RKR-Modells, das das Kollisionsrisiko für konkrete Brutplätze ermittelt, ermöglicht es dieser neue Ansatz – so Steinkamp 
- in Abhängigkeit der Habitatstruktur die Raumnutzungswahrscheinlichkeit und daraus abgeleitet Räume mit potenziell erhöhtem 
Kollisionsrisiko für hier vorkommende kollisionsgefährdete Brutvogelarten zu berechnen. Diese Berechnung sei flächendeckend – im 
vorliegenden Fall auf der Ebene des Landes Hessen – möglich und besonders für die überörtliche Ebene der räumlichen Gesamtpla-
nung einsetzbar. Diese Ergebnisse könnten insbesondere als Entscheidungsgrundlage bei der Festlegung von Windenergieflächen 
einfließen, um möglichst konfliktarme Gebiete zu identifizieren und zu berücksichtigen. 

Die entwickelte Methode basiere auf einem zweistufigen Modellansatz. Zum einen werde ein Habitatmodell verwendet, das die Vor-
kommenswahrscheinlichkeit der Zielarten – in diesem Fall Rotmilan und Wespenbussard – berechnet und angibt, wo potenziell mit 
Brutvorkommen zu rechnen ist. Zum anderen werde dieses mit raumbezogenen Nutzungsdaten kombiniert, um die tatsächliche In-
tensität der Nutzung innerhalb des Verbreitungsgebiets besser abzuleiten. Ziel sei es, eine relative Raumnutzungswahrscheinlichkeit 
zu ermitteln, also eine flächenbezogene Aussage darüber zu treffen, in welchen Gebieten eine vergleichsweise intensive Nutzung 
durch die Arten zu erwarten ist. Die methodische Entwicklung sei in enger Zusammenarbeit mit verschiedenen Projektpartnern er-
folgt, zudem habe ein enger fachlicher Austausch mit den Autoren des ursprünglichen RKR-Modells bestanden. 

Die Grundlage bilden Vorkommensdaten beider Arten, die im Rahmen des Projekts umfassend zusammengetragen wurden. Für den 
Rotmilan lägen in Hessen vergleichsweise gute Daten vor. Es werde von etwa 1.800 Brutpaaren ausgegangen. Insgesamt seien über 
einen Zeitraum von mehr als zehn Jahren rund 2.500 Einträge mit Brutverdacht gesammelt worden. Diese beinhalten allerdings auch 
Mehrfachkartierungen, Wechselhorste und wiederholte Nachweise an denselben Standorten, sodass die tatsächliche Zahl an jährlich 
besetzten Brutplätzen geringer ist. Dennoch könne davon ausgegangen werden, dass etwa die Hälfte der relevanten Standorte er-
fasst wurde. 
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Die Daten stammen aus verschiedenen Quellen: Es handele sich um offizielle Daten der Vogelschutzwarte Hessen, aufbereitete Da-
ten von Verbänden wie dem NABU, digitale Plattformen sowie Rückmeldungen von Projektentwicklern. Besonders letztere hätten 
sich als wertvolle Ergänzung erwiesen, da sie häufig Informationen enthalten, die in naturschutzfachlich erhobenen Datensätzen fehl-
ten. Durch die Zusammenarbeit in Hessen konnte eine belastbare Datengrundlage für den Rotmilan erstellt werden, auf deren Grund-
lage die großräumigen Verbreitungsmuster dieser Art gut abbildbar sind. Weißflächen – etwa im Bereich von Frankfurt – ließen sich 
teils durch tatsächliche Verbreitungslücken erklären, in anderen Regionen führten jedoch auch fehlende Kartierungen zu Bereichen 
ohne Nachweis. 

Einschränkend müsse allerdings festgehalten werden, dass die Erhebungen nicht systematisch durchgeführt worden seien. In Regio-
nen mit Forschungsprojekten – wie etwa der Rhön – lägen deutlich mehr Nachweise vor, was zu einer gewissen Verzerrung führe. 
Hier zeige sich ein klassisches Beispiel für eine selbsterfüllende Erwartung: In Gebieten, in denen intensiv gesucht würde, finde man 
auch mehr. Dieses Phänomen sei bei der Interpretation der Daten zwingend zu berücksichtigen – nicht nur in Hessen, sondern auch 
in anderen Bundesländern und bei anderen Arten. 

Für den Wespenbussard stelle sich die Situation deutlich schwieriger dar. Trotz Nutzung derselben Datenquellen hätte man nur sehr 
wenige Nachweise zusammentragen können. Dies liege vor allem an der „heimlichen Lebensweise“ der Art: Der Wespenbussard ist 
nur für einen kurzen Zeitraum im Brutgebiet präsent und insgesamt schwer zu erfassen. Eine zuverlässige, flächendeckende Bewer-
tung auf Basis klassischer Vorkommensdaten ist für diese Art somit nicht möglich, weshalb auf der vorgelagerten Planungsebene 
alternative Bewertungsansätze hilfreich sind. 

Gerade für die Identifizierung möglichst konfliktarmer Windenergiegebiete besitzen Modellierungen nach Mitteilung von Steinkamp 
besonders viele Vorteile gegenüber Bewertungen, die ausschließlich auf Vorkommensdaten basieren. Für die Berechnung der Vor-
kommenswahrscheinlichkeit werden vorhandene Standortdaten mit einer Vielzahl von Umwelt- und Habitatvariablen wie Landnut-
zung, Bewirtschaftungsform, klimatischen Bedingungen sowie sonstigen anthropogene Einflüsse verknüpft. Viele dieser Daten liegen 
heute flächendeckend und in hoher Auflösung vor und sind meist frei verfügbar. Auf Grundlage statistischer Auswertungen könne 
dann ermittelt werden, welche Kombinationen dieser Variablen besonders typisch für das Vorkommen der Zielart sind. Je häufiger 
bestimmte Konstellationen auftreten, desto wahrscheinlicher sei es, dass dort auch tatsächliche Vorkommen existieren. 

Ein Beispiel dafür sei der typische Brutstandort des Rotmilans am Waldrand. In Hessen zeigt sich häufig ein Habitatmuster mit einem 
Waldanteil von 30 bis 40 Prozent im näheren Umkreis des Horstes. Diese Randlage bieten nach Information von Tim Steinkamp gute 
Bedingungen für den Nestbau, während angrenzende Offenlandflächen als Nahrungshabitat genutzt werden. Die Nähe und Verfüg-
barkeit solcher Flächen spiele eine entscheidende Rolle bei der Revierwahl. Durch die statistische Modellierung solcher Zusammen-
hänge lässt sich – so Steinkamp - ein Habitatmodell erstellen, das dann flächendeckend auf das Untersuchungsgebiet angewendet 
werden kann – auch auf Gebiete, in denen bislang keine Erhebungen durchgeführt worden seien. Auf diese Weise ließen sich Infor-
mationslücken schließen und belastbare Aussagen zur potenziellen Raumnutzung durch die Zielarten treffen. Dieses Vorgehen er-
mögliche es, über die punktuelle Erfassung hinauszugehen und differenzierte, raumbezogene Aussagen zu treffen, die in der Pla-
nungspraxis direkt nutzbar sind. 

Die Ergebnisse des Habitatmodells sollen beispielsweise auf einer Rasterbasis dargestellt werden. Je heller eine Zelle erscheint, 
desto höher sei die Habitateignung, so Steinkamp. In dichten Waldgebieten oder in stärker besiedelten Bereichen sei die Vorkom-
menswahrscheinlichkeit entsprechend geringer. Das Modell erlaube es, komplexe ökologische und räumliche Zusammenhänge diffe-
renzierter zu berücksichtigen, als es mit einfachen GIS-Abfragen möglich wäre. Während klassische Auswertungen oft lediglich die 
Nähe zu Waldrändern oder das Vorhandensein von Grünland erfassen, bildet das Habitatmodell vielschichtige Faktoren ab, die sich 
über längere Zeiträume nur geringfügig ändern. Das verleihe den Ergebnissen eine gewisse Stabilität – ein wichtiger Aspekt ange-
sichts von Planungszeiträumen von zehn bis fünfzehn Jahren, die z. B. in der Regionalplanung üblich sind. Ausnahmen bildeten dabei 
allerdings – so Steinkamp - großflächige Habitatveränderungen, etwa durch Waldverluste, insbesondere von Nadelwäldern. 

Im Unterschied zu nicht systematischen Vorkommensdaten erlaubt das Modell eine flächendeckende Bewertung – dies sei ein gro-
ßer Vorteil insbesondere bei Arten mit geringer Brutplatztreue wie dem Wespenbussard. Zwar lieferten Verbreitungsdaten weiterhin 
wertvolle Hinweise, doch für eine umfassende Betrachtung seien modellbasierte Ansätze unverzichtbar. Eine wichtige Unterstützung 
böte in diesem Zusammenhang ein vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) gefördertes Projekt des Dachverbandes Deutscher 
Avifaunisten (DDA), das bundesweit die Habitateignung und Vorkommenswahrscheinlichkeit für elf kollisionsgefährdete Brutvogelar-
ten modelliert. Bereits früh im Projektverlauf sei der Austausch mit dem DDA gesucht worden, um Synergien zu nutzen und auf den 
bereits vorhandenen Kartenmodellen aufzubauen. Über 50 verschiedene Habitatvariablen wurden in die Modellierung einbezogen 
und die Ergebnisse zusätzlich mit großräumigen Verbreitungsmustern abgeglichen. Die resultierenden Modelle seien öffentlich zu-
gänglich und könnten auch für andere Forschungs- oder Planungszwecke verwendet werden. 

Am Beispiel des Rotmilans zeige sich, wie die deutschlandweite Modellierung funktioniere: Eine Vorkommenswahrscheinlichkeit 
nahe null schließt ein Brutvorkommen nahezu aus, während ein Wert nahe eins für ein sehr wahrscheinliches Vorkommen steht. Die 
großräumigen Muster, die man aus der Praxis kenne, spiegelten sich im Modell gut wider. Eine Einschränkung ergebe sich allerdings 



Rundbrief Windenergie und Artenschutz   1/2025   | 24 

aus der relativ groben räumlichen Auflösung von einem Kilometer Rasterweite. Eine geeignete Fläche innerhalb der Zelle hebt unter 
Umständen den Wert für die gesamte Zelle an. In einem nächsten Schritt soll deshalb eine feinere Auflösung angestrebt werden. 

Kern des methodischen Ansatzes sei die Verknüpfung des Habitatmodells mit dem RKR-Modell – oder anders gesagt: der Übergang 
von der Brutwahrscheinlichkeit zur Nutzungswahrscheinlichkeit. Denn nicht jede potenziell geeignete Fläche werde gleichermaßen 
intensiv genutzt. Für jede 1-Kilometer-Zelle werden innerhalb dieser Rasterung zunächst die potenziellen Brutflächen identifiziert – 
also Gehölze, größere Einzelbäume und ähnliche Strukturen. Diese werden in einem zweiten Schritt auf 100-mal-100-Meter-Raster-
zellen heruntergebrochen. Als Ausgangspunkt für das Raumnutzungsmodell diene dabei das geometrische Zentrum dieser Brutflä-
chen – das sogenannte Zentroid. 

Da konkrete Horststandorte nicht flächendeckend vorliegen, sei die Modellierung auf Basis dieser Brutflächenzentren durchgeführt 
worden. Für jede dieser Flächen sei unter Berücksichtigung aller Habitatinformationen die potenzielle Nutzung in einem 10-Kilome-
ter-Radius berechnet worden – ein Prozess, der immense Rechenleistung erfordert. Dabei sei die berechnete Raumnutzung mit der 
Vorkommenswahrscheinlichkeit multipliziert worden. In Regionen, in denen ein Vorkommen sehr unwahrscheinlich ist, würde somit 
auch die Raumnutzungswahrscheinlichkeit entsprechend gering ausfallen – selbst wenn grundsätzlich geeignete Habitatstrukturen 
vorhanden sind. Im Ergebnis ergebe sich ein kontinuierlicher Wert für jede Fläche, der angibt, wie intensiv sie im Vergleich zum Ge-
samtgebiet genutzt wird. 

Über einen längeren Zeitraum – etwa im Rahmen eines 10- bis 15-jährigen Planungshorizonts – zeige sich, dass die Vorkommens-
wahrscheinlichkeit mit der Nutzungsintensität korrespondiere. Die am stärksten genutzten Flächen liegen in Bereichen mit hoher 
Brutwahrscheinlichkeit und in unmittelbarer Nähe geeigneter Brut- und Nahrungsgebiete. Großräumig blieben die typischen Vertei-
lungsmuster erhalten, doch auf kleinräumiger Ebene zeige sich eine deutlich differenziertere Nutzung: So gäbe es selbst in den ge-
schlossenen Wäldern weiße Flächen.  

Ein anschauliches Beispiel liefert der Landkreis Bergstraße im Süden Hessens: Der Westen des Kreises ist stark besiedelt, intensiv 
landwirtschaftlich genutzt und zeigt wenig naturnahe Waldstrukturen. Im Osten hingegen dominieren hügelige Landschaften mit of-
fenen Flächen, Grünland und kleineren Siedlungsbereichen – ein typisches Habitatmosaik, das vom Rotmilan bevorzugt wird. Das 
spiegele sich sowohl in der modellierten Vorkommenswahrscheinlichkeit als auch in der berechneten Raumnutzungswahrscheinlich-
keit wider, so Steinkamp. Während im Westen großräumig kaum Vorkommen erwartet würden, zeige der Osten nicht nur eine hohe 
Brutwahrscheinlichkeit, sondern auch eine intensive Raumnutzung, konzentriert auf Waldränder, Grünländer und besonders attrak-
tive Siedlungsbereiche.  

Die hohe räumliche Auflösung erlaube eine gezielte Bewertung von Flächen hinsichtlich ihres Kollisionsrisikos mit Windenergieanla-
gen. Die Modelle seien sorgfältig validiert worden und lieferten insgesamt sehr belastbare Ergebnisse. Ein Abgleich mit bekannten 
Horststandorten zeige, dass diese in der Regel innerhalb der hoch eingestuften Nutzungsflächen liegen – selbst in Gebieten, in denen 
ein Vorkommen eher unwahrscheinlich ist. Ein besonders treffendes Beispiel zeige eine isolierte Fläche mit hoher Eignung und tat-
sächlich vorhandenem Brutplatz „wie bestellt“, so Tim Steinkamp. 

Die Kombination aus Vorkommenswahrscheinlichkeit und dem RKR-Modell erlaube somit eine flächendeckende Modellierung der 
relativen Raumnutzungswahrscheinlichkeit – eine wertvolle Grundlage für die Windenergieplanung auf der überörtlichen Planungs-
ebenen. Die Informationen stünden bereits zu einem frühen Zeitpunkt im Planungsverfahren zur Verfügung und ermöglichten eine 
vorausschauende Berücksichtigung möglicher Konfliktbereiche. Zwar könnten die modellierten Werte im Einzelfall von der Realität 
abweichen, im Mittel lieferten sie jedoch eine sehr robuste Entscheidungsgrundlage. Die Methodik sei perspektivisch auch auf andere 
Arten und Bundesländer übertragbar. 

Fragen und Diskussion 
Eine Teilnehmerin verweist auf die in Hessen eingeführten Schwerpunktlebensraumkarten für den Rotmilan, die im Zuge der Überar-
beitung der Verwaltungsvorschrift erstellt wurden. Sie betont, dass diese Karten, auf Grundlage von Daten bis 2019, bereits als ver-
bindlicher Bestandteil der Verwaltungsvorschrift gelten und somit die Grundlage für Populationsschutzmaßnahmen in konfliktträchti-
gen Regionen bilden. Sie fragt, ob diese Karten mit den neuen Modellierungen abgeglichen wurden, insbesondere im Hinblick auf eine 
mögliche bundesweite Anwendung zur Identifikation geeigneter Flächen für Artenhilfsmaßnahmen. 

Ein Vertreter des hessischen Ministeriums erläutert, dass das Ziel des Projekts weniger in der Ausweisung besonders hochwertiger 
Lebensräume bestand – dies sei bereits durch bestehende Gutachten erfolgt –, sondern vielmehr darin, konfliktarme Flächen für die 
Regionalplanung zu identifizieren, um das Ausbauziel für die Windenergie von 2,2 Prozent der Landesfläche zu erreichen. Daher sei 
die Gesamtfläche von Hessen in die Habitatbetrachtung eingegangen. 

Der Referent betont, dass die Rechenergebnisse trotz ihres Umfangs in Form klassischer Rasterkarten vorlägen. Die Teilnehmerin 
regt an, die bereits bestehenden Flächen mit den Modellierungen abzugleichen. Man könne davon ausgehen, dass viele der verwen-
deten Datengrundlagen deckungsgleich seien. 
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Es wird die Frage gestellt, ob es bereits Interesse aus anderen Bundesländern an dem Modell gebe. Tim Steinkamp verneint dies und 
regt an, sich bei Interesse bei ihm zu melden. Die bestehende Modellstruktur lasse sich mit vergleichsweise geringem Aufwand auf 
andere Regionen und auch andere Arten übertragen. 

Eine Teilnehmerin betont, dass ein zu starker Fokus auf den Rotmilan in der Planung zu einer Verlagerung von Windenergievorhaben 
in den Wald führen könne – mit neuen naturschutzfachlichen Herausforderungen. Tim Steinkamp entgegnet, dass im Projekt parallel 
auch der Wespenbussard modelliert worden sei, der stärker waldgebunden ist, sodass unterschiedliche Lebensraumansprüche abge-
deckt seien. In der Regionalplanung könne es durchaus zu konkurrierenden Anforderungen kommen, aber es gebe auch Flächen, die 
von beiden Arten gleichermaßen genutzt würden. 

Ein Projektentwickler aus NRW äußert sich positiv zum vorgestellten Ansatz, betonte jedoch, dass NRW vermutlich nicht auf das Mo-
dell zurückgreifen werde. Die Regionalplanflächen seien dort bereits weitgehend festgelegt, und es stünden theoretisch – wie auch in 
anderen Ländern – sogar 3,5 Prozent der Landesfläche zur Verfügung. Aufgrund zahlreicher Restriktionen seien die Spielräume für 
eine Verschiebung von Flächen sehr gering. Der Teilnehmer hebt hervor, dass der vorgestellte Ansatz lediglich als Orientierung die-
nen könne und betont, dass die Entscheidung über einen Schwellenwert letztlich immer auch eine politische Frage sei. Nichtsdestot-
rotz sei das vorgestellte Modell ein hilfreiches Instrument, um den Planungsbehörden eine erste Einschätzung möglicher Arten-
schutzkonflikte zu ermöglichen. 

Ein Vertreter des hessischen Ministeriums merkt an, dass in dem Habitatbewertungs-Gutachten nicht nur diese beiden Vogelarten, 
Rotmilan und Wespenbussard, eine Rolle spielten, sondern viele weitere Arten Berücksichtigung fänden, die vergleichbare Habitate 
wie der Rotmilan und Wespenbussard besiedeln. Gerade mit Blick auf die Umsetzung der RED III-Richtlinie seien daher die neuen 
Modellierungen von Bedeutung, da in den künftig auszuweisenden Windenergiegebieten bereits im Vorfeld mögliche Artenschutz-
maßnahmen berücksichtigt werden müssten. Hessen verfüge nicht über eine so umfassende Datenlage wie NRW, weshalb der ge-
wählte Habitatansatz ein wichtiges Planungsinstrument darstelle. 

Offene Themen - Diskussion 
Zum Abschluss der Veranstaltung leitet die Moderatorin eine offene Diskussionsrunde ein. Diskutiert werden die Themen „Störungs-
verbot“ sowie „Repowering/Deltaprüfung“. 

Ein Punkt, der bereits angesprochen wurde, die Rolle der Bundesgesetzgebung beim Artenschutz, wird von einem Teilnehmer noch-
mal aufgegriffen. Durch das BNatSchG sei in Teilen eine Vereinheitlichung erreicht worden, die durchaus positive Wirkungen zeige. 
Gleichzeitig gebe es jedoch das sogenannte Störungsverbot, das – in seiner aktuellen Auslegung – in einigen Bundesländern zu sehr 
weitreichenden Regelungen führe. Dies sei problematisch, da es dadurch erhebliche Unterschiede im Genehmigungsverfahren zwi-
schen den einzelnen Ländern gebe. 

Ein konkretes Beispiel sei Mecklenburg-Vorpommern, wo der Schwarzstorch als besonders störungsempfindlich eingestuft und mit 
einem pauschalen 3-Kilometer-Radius gepuffert werde. Wenn man sich dann die Unterschiede bei den Zulassungszahlen anschaue, 
die vorhin noch positiv hervorgehoben worden seien, erkenne man deutlich, wie stark die jeweiligen Landesregelungen auf die Ge-
nehmigungsverfahren wirken. Diese Unterschiede seien aus seiner Sicht nicht mehr nachvollziehbar. Es fehle an bundesweiten Leit-
planken, die den Rahmen klar absteckten, ohne alles bis ins kleinste Detail zu regeln. 

Ein Vertreter des BfN erwidert, dass dieses Thema durchaus schon bei ihnen angekommen sei. Ein Vertreter des Bundesumweltmi-
nisteriums bestätigt, dass der Bedarf nach einer stärkeren Standardisierung beim Störungsverbot zunehmend an das Ministerium 
herangetragen werde. Dieses Thema werde derzeit geprüft, allerdings stehe das Ministerium aktuell auch vor der Umsetzung weiterer 
Aufgaben, wie etwa der Einführung der Probabilistik oder der geplanten HPA-Verordnung. Auch der Fledermausschutz sei Gegen-
stand der Diskussion, insbesondere im Hinblick auf eine mögliche bundesweite Vereinheitlichung. Dabei weist er auf die Herausfor-
derungen einer bundesweiten Standardisierung hin. Die Bundesländer hätten oftmals ein Interesse daran, ihre eigenen Regelungen 
beizubehalten, um regionale Besonderheiten besser berücksichtigen zu können. Bundesweite Regelungen seien daher nicht in allen 
Fällen passgenau. Zudem seien die fachlichen Grundlagen zum Störungsverbot noch nicht so weit entwickelt wie etwa bei der No-
velle des BNatSchG im Jahr 2022. Eine bundeseinheitliche Regelung in diesem Bereich wäre daher ein längerer Prozess und könne 
nicht kurzfristig umgesetzt werden. 

Ein Teilnehmer ergänzt die Diskussion mit Blick auf das Repowering und verweist auf die bestehenden gesetzlichen Regelungen in 
§ 45c BNatSchG. Er macht jedoch deutlich, dass die in der Praxis oft gewünschte, formelartige Bewertung von Verbesserungen – 
etwa durch einen Vergleich von Anlagenzahl, Standort, Rotordurchgangshöhen und -flächen – nicht realistisch sei. Eine solche ma-
thematische Vereinfachung werde es nicht geben. Vielmehr müsse die Prüfung im Rahmen von Repowering-Vorhaben stets verbal-
argumentativ und einzelfallbezogen erfolgen. Auch wenn gesetzliche Grundlagen bereits bestünden, könne ein ergänzender Leit- 
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faden zur Anwendung sinnvoll sein. Der Wunsch nach höherer Planungssicherheit sei nachvollziehbar, werde sich in dieser Form je-
doch nicht vollständig erfüllen lassen. Das Thema werde aber in die weiteren Überlegungen mit einbezogen. 

Ein Projektentwickler aus NRW spricht sich klar für die Durchführung von Delta-Prüfungen im Rahmen von Repowering-Vorhaben 
aus. Er verweist auf eigene Erfahrungen mit entsprechenden Berechnungen, insbesondere zur Bewertung der Gefährdung durch den 
Rotorkreis. Bezug nimmt er auch auf die Debatte um den Schwarzstorch und die bislang oft pauschal angesetzten Schutzabstände 
von 3.000 Metern. Eine Studie im Auftrag seines Unternehmens sowie aktuelle Gespräche mit dem LANUV NRW zeigten, dass es 
zahlreiche dokumentierte Bruten deutlich unterhalb dieser Entfernung gebe. Hier sei eine realistischere Einschätzung notwendig. 

Ein weiterer wichtiger Punkt beträfe die zunehmende Bedeutung der Prognosesicherheit von Windstromerträgen, vor allem mit Blick 
auf Direktbelieferungen und das neue Marktdesign. Der Einsatz von Antikollisionssystemen (AKS) zum Beispiel könne zwar zum 
Schutz von Vögeln beitragen, erschwere jedoch verlässliche Ertragsprognosen. Eine Prognosesicherheit für zwei, drei Tage im Voraus 
sei dringend erforderlich. Dies sei insbesondere für Verträge mit Endkunden notwendig. Der Projektentwickler betont daher, dass 
auch die marktwirtschaftlichen Anforderungen energiepolitisch eine stärkere Berücksichtigung finden müssten.  

In der weiteren Diskussion wird erneut die Bedeutung der Delta-Prüfung im Rahmen von Repowering-Vorhaben betont. Ein Teilneh-
mer verweist auf die Schwierigkeit, fundierte Vergleiche anzustellen, wenn frühere Anlagen ohne artenschutzrechtliche Prüfung er-
richtet wurden. Da häufig keine belastbaren Ausgangsdaten vorhanden seien, gestalte sich die Bestimmung eines sinnvollen Ver-
gleichsmaßstabs schwierig. Eine Möglichkeit bestehe darin, den aktuellen Zustand der Bestandsanlage als Referenz zu nehmen, um 
potenzielle Verbesserungen der neuen Konfiguration nachvollziehbar zu machen. Allerdings sei auch dies nicht unumstritten – in der 
Fachliteratur werde teilweise vertreten, dass die rechtliche Grundlage des § 45c BNatSchG in solchen Fällen gar nicht anwendbar sei. 

Außerdem wird angemerkt, dass die Norm in der Praxis bislang kaum direkt zur Anwendung komme. Die meisten Vorhaben würden 
nicht im Rahmen eines Repowerings nach § 16b BImSchG, sondern über Neuanträge abgewickelt. In vielen Fällen gelte außerdem 
§ 6 WindBG, was den potenziellen Nutzen des § 45c BNatSchG zusätzlich einschränke. Vor diesem Hintergrund werde vorgeschla-
gen, zunächst eine systematische Analyse der tatsächlichen Anwendungspraxis vorzunehmen, bevor über gesetzgeberische Maßnah-
men nachgedacht werde. Ein Leitfaden könne gegebenenfalls helfen, den Begriff der Delta-Prüfung besser einzuordnen und zu kon-
kretisieren. 

Ein Vertreter des Hessischen Umweltministeriums ergänzt, dass im Rahmen eines ARSU-Gutachtens zu Detektionssystemen ein kon-
kreter Vergleich mehrerer Ausbaustufen eines Windparks an einem Standort durchgeführt wurde – unter Einbeziehung bekannter 
Horststandorte. Die Ergebnisse zeigten, dass sich die Auswirkungen des Repowerings klar darstellen ließen, auch wenn keine exak-
ten Prozentangaben möglich seien. Entscheidend sei, dass nachgewiesen werden könne, dass sich das Risiko für geschützte Arten 
nicht erhöhe – das reiche für eine Delta-Prüfung im Grundsatz aus. 

In der weiteren Diskussion wird betont, dass nach allgemeinem Verständnis beim Repowering mehrere ältere, kleinere Anlagen 
durch eine geringere Anzahl größerer Windenergieanlagen ersetzt würden. Dies führe in der Regel zwar zu einer größeren Rotor- 
fläche, aber auch zu einem reduzierten Rotordurchlauf, was artenschutzfachlich eher positiv zu bewerten sei. Daher verlaufe die 
Delta-Prüfung oft mit einem günstigen Ergebnis, da der Eingriff insgesamt als geringer eingeschätzt werden könne. Aus rechtlicher 
Sicht wird jedoch angemerkt, dass eine saubere Bestimmung des Vergleichsmaßstabs entscheidend sei, um die Anforderungen nicht 
unnötig hoch anzusetzen. 

Eine Teilnehmerin weist darauf hin, dass Repowering durch das Auslaufen der EEG-Förderung und die laufende Regionalplanung 
weiter an Bedeutung gewinnen werde. In diesem Zusammenhang müssten auch andere Aspekte wie Vorbelastung, lokale Akzeptanz 
sowie artenschutzrechtliche und landschaftsbildbezogene Wirkungen stärker berücksichtigt werden. Eine nachvollziehbare Berech-
nung der Veränderungen – etwa beim Kollisionsrisiko für Greifvögel – könne helfen, die Diskussion zu versachlichen. In Bezug auf 
landschaftsbildbezogene Eingriffe wird angemerkt, dass bei vielen Altprojekten keine formale Kompensation nach damaliger Rechts-
lage erfolgt sei. Die Behörden würden heute daher Kompensationen bei Repowering-Vorhaben nicht automatisch anrechnen. Hier 
bestehe Klärungsbedarf, insbesondere wenn bereits Leistungen im Rahmen der Altgenehmigungen erfolgt seien. 

Ein Projektentwickler sieht schließlich den Trend zu probabilistischen Berechnungen eher kritisch. Bei sehr niedrigen Wahrschein-
lichkeiten (z. B. 10⁻⁸) könne bereits eine minimale Änderung der Eingangswerte zu erheblichen Differenzen führen. Auch seien Aus-
weichraten (Avoidance Rates) nur schwer zu quantifizieren.  
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